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Überblick über die Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2022 der AdCapital AG 
sowie des gebilligten Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts der AdCapital AG 
zum 31. Dezember 2022 und des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2022 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäfts-
jahr 2022 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäfts-
jahr 2022 

5. Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das laufende Geschäfts-
jahr 2023 

6. Beschlussfassungen über die Änderung der Satzung zur künftigen Ermöglichung virtueller 
Hauptversammlungen (Änderung von § 13 und § 16 der Satzung) 

7. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG auch unter Ausschluss eines Andienungsrechts und zu deren Verwendung auch 
unter Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre sowie Ermächtigung zur 
Einziehung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung 

8. Beschlussfassung über die Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschaftsmitteln und ent-
sprechende Satzungsänderung 

9. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Stückaktien gegen Bar- 
und/oder Sacheinlagen und Schaffung eines Genehmigten Kapitals I und entsprechende 
Satzungsänderung 

10. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Stückaktien gegen Bar- 
und/oder Sacheinlagen und Schaffung eines Genehmigtes Kapital II mit dem Zweck, ins-
besondere die Ausgabe von Belegschaftsaktien zu er-möglichen, und entsprechende Sat-
zungsänderung 

11. Beschlussfassung über ein neues Bedingten Kapitals I und Ermächtigung zur Auflage eines 
Aktienoptionsplans 2023 für Mitglieder des Vorstands der AdCapital AG, Mitglieder der Ge-
schäftsführungen von verbundenen Unternehmen sowie ausgewählte Führungskräfte der 
AdCapital AG und ihrer verbundenen Unternehmen; Änderung der Satzung 

12. Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandelschuldverschreibungen und zum Aus-
schluss des Bezugsrechts auf diese Options- oder Wandel-schuldverschreibungen nebst 
gleichzeitiger Schaffung eines Bedingten Kapitals II und Satzungsänderung 
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Angaben nach der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 

A1 Eindeutige Kennung 3c87bb85adbded118143005056888925 

A2 Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammlung 

Im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: NEWM 

B1 ISIN DE0005214506 

B2 Name des Emittenten AdCapital AG 

C1 Datum der Hauptversammlung 16. Mai 2023 

Im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: 20230516 

C2 Uhrzeit der Hauptversammlung 10:00 Uhr MESZ 

Im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: 08:00 UTC 

C3 Art der Hauptversammlung Ordentliche Hauptversammlung 

Im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: GMET 

C4 Ort der Hauptversammlung Virtuelle Hauptversammlung: 

https://www.adcapital.de/hauptversammlung 

Im Sinne des Aktiengesetzes: 

Studio der Firma Light & Sound ON TOUR in Otto-
Hahn-Straße 10 in 78549 Spaichingen 

C5 Aufzeichnungsdatum 25. April 2023, 00:00 MESZ 

Im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: 20230424 22:00 UTC 

C6 Uniform Resource Locator (URL) https://www.adcapital.de/hauptversammlung 

 
Die Zeitangaben in der Einladung sind in der für Deutschland maßgeblichen mitteleuropäischen 
Sommerzeit (MESZ) angegeben. Dies entspricht mit Blick auf die koordinierte Weltzeit (UTC) 
dem Verhältnis UTC = MESZ minus zwei Stunden.  

https://www.adcapital.de/hauptversammlung


- 4 - 

AdCapital AG 
Tuttlingen 

 
Wertpapier-Kennnummer: 521 450 

ISIN: DE0005214506 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung am 16. Mai 2023 

 
Sehr geehrte Aktionäre, 

wir laden Sie zur ordentlichen Hauptversammlung der AdCapital AG am Dienstag, den 
16. Mai 2023 um 10:00 Uhr (MESZ) ein. 

Die Hauptversammlung wird auf Grundlage von § 26n Abs. 1 des Einführungsgesetzes 
zum Aktiengesetz („EGAktG“) mit Zustimmung des Aufsichtsrats ohne physische Prä-
senz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung als virtu-
elle Hauptversammlung gemäß § 118a Aktiengesetz („AktG“) abgehalten und über die 
Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse  

https://www.adcapital.de/hauptversammlung 

im InvestorPortal in Bild und Ton live übertragen.  

Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes ist das Studio der Firma Light 
& Sound ON TOUR in 78549 Spaichingen, Otto-Hahn-Straße 10.  

Eine physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptver-
sammlung ist ausgeschlossen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt – durch 
die Aktionäre selbst oder durch Bevollmächtigte – ausschließlich im Wege der elektroni-
schen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter.  

Zu weiteren Einzelheiten vgl. die weiteren Angaben und Hinweise im Anschluss an die 
Tagesordnung. 
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I. Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2022 der 
AdCapital AG sowie des gebilligten Konzernabschlusses und des Konzern-
lageberichts der AdCapital AG zum 31. Dezember 2022 und des Berichts des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den 
Konzernabschluss bereits gebilligt; der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Ent-
sprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist daher zu diesem Tagesordnungs-
punkt keine Beschlussfassung vorgesehen. 

Die genannten Unterlagen sind im Internet auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter der Adresse  

https://www.adcapital.de/news-ir/finanzberichte 

abrufbar und werden den Aktionären in der Hauptversammlung weiterhin online 
zugänglich sein. 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Ge-
schäftsjahr 2022 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahresabschluss der AdCapital AG 
zum 31. Dezember 2022 ausgewiesenen Bilanzgewinn von EUR 2.206.941,42 auf 
neue Rechnung vorzutragen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 
Geschäftsjahr 2022 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden 
Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2022 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden 
Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung zu erteilen. 
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5. Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das lau-
fende Geschäftsjahr 2023 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, Düsseldorf, zum Abschlussprüfer für den Jahresabschluss und den 
Konzernabschluss für das laufende Geschäftsjahr 2023 zu wählen.  

6. Beschlussfassungen über die Änderung der Satzung zur künftigen Ermögli-
chung virtueller Hauptversammlungen (Änderung von § 13 und § 16 der Sat-
zung) 

Der durch das Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von Aktien-
gesellschaften und Änderung weiterer Vorschriften vom 20. Juli 2022 (Bundesge-
setzblatt vom 26. Juli 2022, Seite 1166 ff.) neu eingeführte § 118a AktG ermöglicht 
es, in der Satzung vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische Prä-
senz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung ab-
gehalten wird (sogenannte virtuelle Hauptversammlung). Die Satzung kann den 
Vorstand auch ermächtigen, die Abhaltung einer virtuellen Hauptversammlung vor-
zusehen. Eine entsprechende Satzungsregelung muss zeitlich befristet werden, 
wobei die maximale Frist fünf Jahre ab Eintragung der entsprechenden Satzungs-
änderung in das Handelsregister der Gesellschaft beträgt. 

Vorstand und Aufsichtsrat sind der Ansicht, dass sich das virtuelle Hauptversamm-
lungsformat in den vergangenen Jahren bewährt hat und die Möglichkeit, Haupt-
versammlungen auch künftig virtuell abzuhalten, beibehalten werden sollte. Die 
virtuelle Hauptversammlung in dem durch die entsprechenden Neuregelungen im 
Aktiengesetz vorgesehenen Format wahrt in angemessener Weise die Rechte der 
Aktionäre und sieht insbesondere in Annäherung an die herkömmliche Präsenz-
Hauptversammlung die direkte Interaktion zwischen Aktionären und Verwaltung 
während der Versammlung über Videokommunikation und elektronische Kommu-
nikationswege vor. Allerdings kann es Hauptversammlungen mit Tagesordnungs-
punkten geben, bei denen eine Interaktion unter persönlicher Anwesenheit der Ak-
tionäre und ihrer Bevollmächtigten zweckmäßiger erscheint als die virtuelle Inter-
aktion. Daher erscheint es sinnvoll, die Abhaltung als virtuelle Hauptversammlung 
nicht verpflichtend durch Satzungsregelung anzuordnen, sondern den Vorstand zu 
ermächtigen, im Vorfeld jeder Hauptversammlung zu entscheiden, ob die Ver-
sammlung als virtuelle oder als Präsenz-Versammlung stattfinden soll. Diese Er-
mächtigung soll gemäß den gesetzlichen Vorgaben auf fünf Jahre befristet werden. 

Im Fall der virtuellen Hauptversammlung soll den Aufsichtsratsmitgliedern gemäß 
der gesetzlichen Neuregelung generell gestattet werden, im Wege der Bild- und 
Tonübertragung an der Hauptversammlung teilzunehmen. 
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Zudem soll § 16 Abs. 1 Satz 2 angepasst werden, um im Fall der Durchführung 
einer virtuellen Hauptversammlung praktikabel zu sein. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

6.1 § 13 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 13 

1. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, am Sitz 
einer deutschen Wertpapierbörse oder an einem anderen vom 
Aufsichtsrat zu bestimmenden Ort, der im OLG-Bezirk Stuttgart 
gelegen ist, statt. Sie wird durch den Vorstand oder in den ge-
setzlich vorgesehenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. 

2. Der Vorstand ist ermächtigt, für bis zum Ablauf eines Zeitraums 
von fünf Jahren nach Eintragung dieses Absatzes 2 im Handels-
register der Gesellschaft stattfindende Hauptversammlungen 
vorzusehen, dass die Versammlung ohne physische Präsenz 
der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptver-
sammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Mit-
gliedern des Aufsichtsrats ist im Falle der virtuellen Hauptver-
sammlung die Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege 
der Bild- und Tonübertragung gestattet, ohne dass die Voraus-
setzungen des § 16 Abs. 6 der Satzung vorliegen müssen; dies 
gilt jedoch nicht für den Versammlungsleiter, sofern dieser ein 
Mitglied des Aufsichtsrats ist.“ 

6.2 § 16 Abs. 1 Satz 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„Für den Fall, dass ein Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz nicht über-
nimmt, wird der Versammlungsleiter vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
bestimmt; dieser Versammlungsleiter kann auch ein gesellschaftsfremder 
Dritter sein.“ 

7. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG auch unter Ausschluss eines Andienungsrechts und 
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zu deren Verwendung auch unter Ausschluss des gesetzlichen Bezugs-
rechts der Aktionäre sowie Ermächtigung zur Einziehung erworbener eigener 
Aktien und Kapitalherabsetzung 

Die von der Hauptversammlung zuletzt am 9. Juli 2010 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 
AktG erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und zu deren Verwendung 
war bis zum 31. Dezember 2014 befristet und ist lange ausgelaufen. Der Gesell-
schaft soll erneut die Möglichkeit zum Erwerb eigener Aktien und zur Verwendung 
aufgrund dieser oder früherer Ermächtigungen erworbener eigener Aktien befristet 
bis zum 15. Mai 2028 eingeräumt werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

a. Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats gemäß § 71 
Abs. 1 Nr. 8 AktG bis zum 15. Mai 2028 eigene Aktien zu jedem zulässigen 
Zweck im Rahmen der gesetzlichen Beschränkungen und nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen zu erwerben. 

Diese Ermächtigung ist insgesamt auf einen Anteil von 10 % des im Zeitpunkt 
der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer 
ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grund-
kapitals beschränkt. Die Ermächtigung kann unmittelbar durch die Gesellschaft 
oder durch ein von der Gesellschaft abhängiges oder in ihrem Mehrheitsbesitz 
stehendes Unternehmen oder durch von der Gesellschaft oder von der Gesell-
schaft abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen beauf-
tragte Dritte ausgeübt werden und erlaubt den Erwerb eigener Aktien im gan-
zen Umfang oder in Teilbeträgen sowie den einmaligen oder mehrmaligen Er-
werb. 

Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, die 
sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71a ff. AktG zu-
zurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfal-
len. Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien 
ausgeübt werden. 

b. Arten des Erwerbs 

Der Erwerb erfolgt unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a 
AktG) nach Wahl des Vorstands (i) über die Börse, (ii) mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder (iii) mittels einer an alle 



- 9 - 

Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsan-
geboten. 

(i) Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf der von der Gesellschaft ge-
zahlte Gegenwert für den Erwerb je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft an den 
dem Erwerb vorausgehenden fünf Börsenhandelstagen an der Frank-
furter Wertpapierbörse um nicht mehr als 10 % über- oder unterschrei-
ten. 

(ii) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre 
der Gesellschaft dürfen der Angebotspreis der Aktien oder die Grenz-
werte der gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (jeweils ohne Erwerbs-
nebenkosten) den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der Gesell-
schaft an den dem Tag vor der Veröffentlichung des Angebots voraus-
gehenden fünf Börsenhandelstagen an der Frankfurter Wertpapier-
börse um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Das Kaufan-
gebot kann weitere Bedingungen vorsehen. 

Ergeben sich nach Veröffentlichung eines öffentlichen Kaufangebots 
erhebliche Kursabweichungen vom gebotenen Kaufpreis oder den 
Grenzwerten der gebotenen Kaufpreisspanne, so kann das Angebot 
angepasst werden. In diesem Fall bestimmt sich der maßgebliche Be-
trag nach dem entsprechenden Kurs am letzten Handelstag vor der Ver-
öffentlichung der Anpassung; die 10 %-Grenze für das Über- oder Un-
terschreiten ist auf diesen Betrag anzuwenden. 

Das Volumen des öffentlichen Kaufangebots kann begrenzt werden. 
Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot das Volumen der angebote-
nen Aktien das vorhandene Rückkaufvolumen überschreitet, kann unter 
insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der 
Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungsquo-
ten) statt nach dem Verhältnis der Beteiligung der andienenden Aktio-
näre an der Gesellschaft (Beteiligungsquote) erfolgen. Darüber hinaus 
können unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Andie-
nungsrechts eine bevorrechtigte Annahme geringerer Stückzahlen bis 
zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie zur Vermeidung 
rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach kaufmänni-
schen Gesichtspunkten vorgesehen werden. 

Das Kaufangebot kann weitere Bedingungen vorsehen. 
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(iii) Erfolgt der Erwerb mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentli-
chen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, legt die Gesell-
schaft eine Kaufpreisspanne je Aktie fest, innerhalb derer Verkaufsan-
gebote abgegeben werden können. Die Kaufpreisspanne kann ange-
passt werden, wenn sich während der Angebotsfrist erhebliche Kursab-
weichungen vom Kurs zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Auffor-
derung zur Abgabe von Verkaufsangeboten ergeben. Der von der Ge-
sellschaft zu zahlende Kaufpreis je Aktie, den die Gesellschaft aufgrund 
der eingegangenen Verkaufsangebote ermittelt, darf den Durchschnitt 
der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft an den dem Tag vor der 
Veröffentlichung des Angebots vorausgehenden fünf Börsenhandelsta-
gen an der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem nachfolgend beschrie-
benen Stichtag ohne Berücksichtigung der Erwerbsnebenkosten um 
nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Stichtag ist der Tag, an 
dem der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates der Gesellschaft 
endgültig formell über die Veröffentlichung der Aufforderung zur Ab-
gabe von Verkaufsangeboten oder deren Anpassung entscheidet. 

Das Volumen der Annahme kann begrenzt werden. Sofern von mehre-
ren gleichartigen Verkaufsangeboten wegen der Volumenbegrenzung 
nicht sämtliche angenommen werden können, kann unter insoweit par-
tiellem Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der Erwerb 
nach dem Verhältnis der Andienungsquoten statt nach Beteiligungs-
quoten erfolgen. Darüber hinaus können unter insoweit partiellem Aus-
schluss eines eventuellen Andienungsrechts eine bevorrechtigte An-
nahme geringerer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je 
Aktionär sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien 
eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. 

Die öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann 
weitere Bedingungen vorsehen. 

c. Verwendung eigener Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Aktien der 
Gesellschaft, die aufgrund dieser Ermächtigung erworben werden oder auf-
grund einer früheren Ermächtigung von der Gesellschaft erworben wurden, zu 
allen gesetzlich zulässigen Zwecken, insbesondere auch zu den folgenden zu 
verwenden: 
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(i) Die Aktien können gegen Sachleistung veräußert und insbesondere als 
(Teil-) Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüs-
sen oder zum Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an Unterneh-
men oder Unternehmensteilen verwendet werden. Das Bezugsrecht 
der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

(ii) Die Aktien können als Belegschaftsaktien Führungskräften und Mitar-
beitern der Gesellschaft und der mit der Gesellschaft verbundenen Un-
ternehmen („AdCapital-Gruppe“) im In- und Ausland sowie Mitgliedern 
von Geschäftsführungen von Unternehmen der AdCapital-Gruppe an-
geboten werden, die nicht Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft 
sind. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

(iii) Die Aktien können auch zur Bedienung von Umtauschrechten und Um-
tauschpflichten aus von der Gesellschaft zukünftig begebenen Wandel-
schuldverschreibungen verwendet werden. Das Bezugsrecht der Aktio-
näre wird insoweit ausgeschlossen. 

(iv) Die Aktien können zur Bedienung von Aktienoptionsrechten von Mitglie-
dern der Geschäftsführungsorgane, von Führungskräften und von Mit-
arbeitern der Gesellschaft und der AdCapital-Gruppe verwendet wer-
den. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird in-soweit ausgeschlossen. 

(v) Die Aktien können auch in anderer Weise als über die Börse oder durch 
ein Angebot an die Aktionäre unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre veräußert werden, wenn die Aktien gegen Barzahlung zu ei-
nem Preis veräußert werden, der den Durchschnitt der Schlusskurse 
der Aktie der Gesellschaft an den der Veräußerung vorausgehenden 
fünf Börsenhandelstagen an der Frankfurter Wertpapierbörse nicht we-
sentlich (d.h. um nicht mehr als 10 %) unterschreitet. Diese Ermächti-
gung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien ins-
gesamt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreiten 
dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung 
von 10 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien anzurechnen, 

- die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 
oder Optionsrecht möglicherweise zukünftig ausgegeben werden, 
sofern die Schuldverschreibungen aufgrund einer zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung geltenden bzw. an de-
ren Stelle tretenden Ermächtigung in entsprechender Anwendung 
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des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegeben werden; 

- die aus genehmigtem Kapital aufgrund einer zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung geltenden bzw. an deren 
Stelle tretenden Ermächtigung gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben wer-
den. 

(vi) Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder 
die Durchführung der Einziehung eines weiteren Hauptversammlungs-
beschlusses bedarf. Die Einziehung kann auch nach § 237 Abs. 3 Nr. 3 
AktG ohne Kapitalherabsetzung in der Weise erfolgen, dass sich durch 
die Einziehung der Anteil der übrigen Stückaktien der Gesellschaft am 
Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht. Der Vorstand wird gemäß 
§ 237 Abs. 3 Nr. 3, 2. Hs. AktG ermächtigt, die Angabe der Zahl der 
Aktien in der Satzung entsprechend anzupassen. Die Einziehung kann 
auch mit einer Kapitalherabsetzung verbunden werden; in diesem Fall 
ist der Vorstand ermächtigt, das Grundkapital um den auf die eingezo-
genen Aktien entfallenden anteiligen Betrag des Grundkapitals herab-
zusetzen und die Angabe der Zahl der Aktien und des Grundkapitals in 
der Satzung entsprechend anzupassen. 

Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder 
in Teilen, einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden. Sie erfassen auch die 
Verwendung von Aktien der Gesellschaft, die aufgrund früherer Ermächtigun-
gen zum Rückerwerb eigener Aktien zurückerworben wurden, und solche, die 
aufgrund von § 71d Satz 5 AktG erworben oder (i) durch ein von der Gesell-
schaft abhängiges oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehendes Unternehmen oder 
(ii) durch Dritte für Rechnung der Gesellschaft oder durch Dritte für Rechnung 
eines von der Gesellschaft abhängigen oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehen-
den Unternehmens erworben werden. 

Die Ermächtigungen – mit Ausnahme der Ermächtigung zur Einziehung der ei-
genen Aktien – können auch oder durch ein von der Gesellschaft abhängiges 
oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehendes Unternehmen oder durch von der Ge-
sellschaft oder von der Gesellschaft abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz 
stehende Unternehmen beauftragte Dritte ausgeübt werden. 
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8. Beschlussfassung über die Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschafts-
mitteln und entsprechende Satzungsänderung 

Das aktuelle Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 41.700.000,00 ist in 
14.000.000 Stückaktien eingeteilt. Dies bedeutet, dass eine Stückaktie einen Anteil 
am Grundkapital von ca. EUR 2,9785 verkörpert. Da alle Stückaktien stets den 
gleichen Anteil am Grundkapital verkörpern, führt dieser krumme Betrag dazu, 
dass eine Kapitalerhöhung im Regelfall zu einem ungeraden Erhöhungs- und 
Grundkapitalendbetrag führen würde und Ermächtigungen aus genehmigten oder 
bedingten Kapitalia aus mathematischen Gründen nicht vollständig ausnutzbar 
sind. Um dies in Zukunft zu vermeiden, soll der anteilige Betrag einer Stückaktie 
am Grundkapital durch eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln auf 
EUR 3,00 angehoben und damit geglättet werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

a. Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird nach den Vorschriften des Aktienge-
setzes über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln (§§ 207 ff. AktG) von 
EUR 41.700.000,00 um EUR 300.000,00 auf EUR 42.000.000,00 erhöht durch 
Umwandlung eines Teilbetrages von EUR 300.000,00 der unter Gewinnrückla-
gen ausgewiesenen anderen Gewinnrücklagen. Die Kapitalerhöhung erfolgt 
ohne Ausgabe neuer Aktien. Der Kapitalerhöhung wird der vom Vorstand und 
vom Aufsichtsrat festgestellte Jahresabschluss der Gesellschaft zum 31. De-
zember 2022 zugrunde gelegt. Dieser ist mit dem uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk des Abschlussprüfers der Gesellschaft, der Baker Tilly GmbH & 
Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf, versehen. 

b. Satzungsänderung 

§ 5 Abs. 1 der Satzung wird mit Wirkung der Eintragung des vorstehenden Ka-
pitalerhöhungsbeschlusses wie folgt neu gefasst: 

„1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 42.000.000,00 (in Wor-
ten: Euro zweiundvierzig Millionen) und ist in 14 Millionen Stückaktien (Ak-
tien ohne Nennbetrag) eingeteilt.“ 
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9. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Stückaktien ge-
gen Bar- und/oder Sacheinlagen und Schaffung eines Genehmigten Kapi-
tals I und entsprechende Satzungsänderung 

Um sicherzustellen, dass die Gesellschaft auch zukünftig jederzeit in der Lage ist, 
ihre Eigenkapitalausstattung nach den sich ergebenden Erfordernissen und Mög-
lichkeiten flexibel und nachhaltig anpassen zu können, wird vorgeschlagen, ein 
Genehmigtes Kapital I zu schaffen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

a. Schaffung des Genehmigten Kapitals I 

Der Vorstand wird bis zum 15. Mai 2028 ermächtigt, das Grundkapital der Ge-
sellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmalig insge-
samt um bis zu EUR 4.200.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlage durch 
Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien zu erhöhen („Ge-
nehmigtes Kapital I“). Hierbei steht den Aktionären grundsätzlich das gesetz-
liche Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können dabei auch nach § 186 Abs. 5 
AktG von einem oder mehreren vom Vorstand zu bestimmenden oder einem 
nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes 
über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten („mittelbares Bezugs-
recht“). 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen einmalig oder mehrmalig aus-
zuschließen. Ein Bezugsrechtsausschluss ist nur in folgenden Fällen zulässig: 

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage zur Gewährung von Aktien, ins-
besondere zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmenstei-
len und Beteiligungen, Forderungen oder sonstigen Vermögensgegenstän-
den; 

- wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen 
Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfal-
lende, anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens dieser Ermächtigung und des zum Zeitpunkt der Ausübung 
dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet und 
der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenkurs der bereits börsen-
notierten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der 
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endgültigen Festsetzung des Ausgabebetrages nicht wesentlich unter-
schreitet (§ 203 Abs. 1 und 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Auf diese Höchst-
grenze von 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapi-
tals der neuen Aktien anzurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermäch-
tigungen in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG von der Gesellschaft ausgegeben oder veräußert werden oder 
(ii) zur Bedienung von Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit 
Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht ausge-
geben werden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
geben werden. 

- zum Ausgleich von Spitzenbeträgen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus diesem Genehmig-
ten Kapital I festzulegen. Soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats insbesondere die Gewinnbeteiligung neuer Aktien 
abweichend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein bereits abgelaufenes Ge-
schäftsjahr, festlegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung des § 5 der 
Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals I 
und, falls das Genehmigte Kapital I bis zum 15. Mai 2028 nicht oder nicht voll-
ständig ausgenutzt sein sollte, nach Ablauf der Ermächtigung des Vorstands 
anzupassen. 

b. Satzungsänderung 

Zur Schaffung des Genehmigten Kapitals I wird § 5 der Satzung um folgenden 
Absatz 5 ergänzt: 

„5. Der Vorstand ist bis zum 15. Mai 2028 ermächtigt, das Grundkapital der 
Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmalig 
insgesamt um bis zu EUR 4.200.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlage 
durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien zu er-
höhen („Genehmigtes Kapital I“). Hierbei steht den Aktionären grund-
sätzlich das gesetzliche Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können dabei 
auch nach § 186 Abs. 5 AktG von einem oder mehreren vom Vorstand zu 
bestimmenden oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 
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Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unterneh-
men mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten („mittelbares Bezugsrecht“). 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen einmalig oder mehrma-
lig auszuschließen. Ein Bezugsrechtsausschluss ist nur in folgenden Fäl-
len zulässig: 

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage zur Gewährung von Ak-
tien, insbesondere zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen und Beteiligungen, Forderungen oder sonstigen Ver-
mögensgegenständen; 

- wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die 
neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insge-
samt entfallende, anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % des im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung und des zum Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 
nicht überschreitet und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Bör-
senkurs der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher 
Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festsetzung des Ausgab-
ebetrages nicht wesentlich unterschreitet (§ 203 Abs. 1 und 2, § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG). Auf diese Höchstgrenze von 10 % des Grundka-
pitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals der neuen Aktien an-
zurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen in 
direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG von der Gesellschaft ausgegeben oder veräußert werden oder 
(ii) zur Bedienung von Schuldverschreibungen oder Genussrechten 
mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht 
ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldver-
schreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

- zum Ausgleich von Spitzenbeträgen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die wei-
teren Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus diesem 
Genehmigten Kapital I festzulegen. Soweit rechtlich zulässig, kann der 
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Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats insbesondere die Gewinnbe-
teiligung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein 
bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festlegen. Der Aufsichtsrat ist er-
mächtigt, die Fassung des § 5 der Satzung entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals I und, falls das Genehmigte Kapi-
tal I bis zum 15. Mai 2028 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt sein 
sollte, nach Ablauf der Ermächtigung des Vorstands anzupassen.“ 

10. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Stückaktien ge-
gen Bar- und/oder Sacheinlagen und Schaffung eines Genehmigtes Kapital II 
mit dem Zweck, insbesondere die Ausgabe von Belegschaftsaktien zu er-
möglichen, und entsprechende Satzungsänderung  

Neben dem neu zu schaffenden Genehmigten Kapital I wird ein Genehmigtes Ka-
pital II geschaffen mit dem Zweck, insbesondere die Ausgabe von Belegschaftsak-
tien zu ermöglichen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

a. Schaffung des Genehmigten Kapitals II 

Der Vorstand wird bis zum 15. Mai 2028 ermächtigt, das Grundkapital der Ge-
sellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmalig insge-
samt um bis zu EUR 4.200.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlage durch 
Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien zu erhöhen („Ge-
nehmigtes Kapital II“). Hierbei steht den Aktionären grundsätzlich das gesetz-
liche Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können dabei auch nach § 186 Abs. 5 
AktG von einem oder mehreren vom Vorstand zu bestimmenden oder einem 
nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes 
über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten („mittelbares Bezugs-
recht“). 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen einmalig oder mehrmalig 
auszuschließen. Ein Bezugsrechtsausschluss ist nur in folgenden Fällen zuläs-
sig: 

- um bis zu insgesamt 500.000 Aktien an Vorstandsmitglieder der Gesell-
schaft gegen Sacheinlage in Gestalt von Boni-, Tantieme- und vergleichba-
ren Vergütungsansprüchen gegenüber der Gesellschaft auszugeben, 



- 18 - 

- um bis zu insgesamt 900.000 Aktien an Führungskräfte der Gesellschaft 
und der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen („AdCapital-
Gruppe“) im In- und Ausland sowie an Mitglieder von Geschäftsführungen 
von Unternehmen der AdCapital-Gruppe, die nicht Mitglieder des Vor-
stands der Gesellschaft sind, gegen Sacheinlage in Gestalt von Boni-, Tan-
tieme- und vergleichbaren Vergütungsansprüchen gegenüber der Gesell-
schaft oder einem mit dieser verbundenen Unternehmen oder als Beleg-
schaftsaktien gegen Bareinlage auszugeben, und 

- zum Ausgleich von Spitzenbeträgen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus diesem Genehmig-
ten Kapital II festzulegen. Soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats insbesondere die Gewinnbeteiligung neuer Aktien 
abweichend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein bereits abgelaufenes Ge-
schäftsjahr, festlegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung des § 5 der 
Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals II 
und, falls das Genehmigte Kapital II bis zum 15. Mai 2028 nicht oder nicht voll-
ständig ausgenutzt sein sollte, nach Ablauf der Ermächtigung des Vorstands 
anzupassen. 

b. Satzungsänderung 

Zur Schaffung des Genehmigten Kapitals II wird § 5 der Satzung um folgenden 
Absatz 6 ergänzt: 

„6. Der Vorstand ist bis zum 15. Mai 2028 ermächtigt, das Grundkapital der 
Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmalig 
insgesamt um bis zu EUR 4.200.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlage 
durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien zu er-
höhen („Genehmigtes Kapital II“). Hierbei steht den Aktionären grund-
sätzlich das gesetzliche Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können dabei 
auch nach § 186 Abs. 5 AktG von einem oder mehreren vom Vorstand zu 
bestimmenden oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 
Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unterneh-
men mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten („mittelbares Bezugsrecht“). 
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Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen einmalig oder mehrma-
lig auszuschließen. Ein Bezugsrechtsausschluss ist nur in folgenden Fäl-
len zulässig: 

- um bis zu insgesamt 500.000 Aktien an Vorstandsmitglieder der Ge-
sellschaft gegen Sacheinlage in Gestalt von Boni-, Tantieme- und ver-
gleichbaren Vergütungsansprüchen gegenüber der Gesellschaft aus-
zugeben, 

- um bis zu insgesamt 900.000 Aktien an Führungskräfte der Gesell-
schaft und der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen 
(„AdCapital-Gruppe“) im In- und Ausland sowie an Mitglieder von Ge-
schäftsführungen von Unternehmen der AdCapital-Gruppe, die nicht 
Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft sind,  gegen Sacheinlage 
in Gestalt von Boni-, Tantieme- und vergleichbaren Vergütungsan-
sprüchen gegenüber der Gesellschaft oder einem mit dieser verbun-
denen Unternehmen oder als Belegschaftsaktien gegen Bareinlage 
auszugeben, und 

- zum Ausgleich von Spitzenbeträgen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die wei-
teren Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus diesem 
Genehmigten Kapital II festzulegen. Soweit rechtlich zulässig, kann der 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats insbesondere die Gewinnbe-
teiligung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein 
bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festlegen. Der Aufsichtsrat ist er-
mächtigt, die Fassung des § 5 der Satzung entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals II und, falls das Genehmigte Ka-
pital II bis zum 15. Mai 2028 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt sein 
sollte, nach Ablauf der Ermächtigung des Vorstands anzupassen.“ 

11. Beschlussfassung über ein neues Bedingten Kapitals I und Ermächtigung 
zur Auflage eines Aktienoptionsplans 2023 für Mitglieder des Vorstands der 
AdCapital AG, Mitglieder der Geschäftsführungen von verbundenen Unter-
nehmen sowie ausgewählte Führungskräfte der AdCapital AG und ihrer ver-
bundenen Unternehmen; Änderung der Satzung 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 



- 20 - 

a. Ermächtigung zur Ausgabe von Aktienoptionen mit Bezugsrecht auf Ak-
tien 

Der Vorstand der Gesellschaft wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum Ablauf des 15. Mai 2028, nicht jedoch vor Eintragung des Beding-
ten Kapitals I im Handelsregister, in einmal oder mehrmals jährlich auszuge-
benden Tranchen bis zu 1.400.000 Bezugsrechte auf insgesamt bis zu 
1.400.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien an der Gesellschaft („Gesamt-
volumen“) nach Maßgabe der nachfolgenden Bedingungen („Aktienoptions-
plan 2023“) zu gewähren 

Die Bezugsrechte (auch „Aktienoptionen“) sind ausschließlich zum Bezug 
durch die nachfolgend festgesetzten Bezugsberechtigten bestimmt. Die Akti-
enoptionen können auch von einem Kreditinstitut übernommen werden mit der 
Verpflichtung, sie nach Weisung der Gesellschaft an Bezugsberechtigte zu 
übertragen, die allein zur Ausübung der Bezugsrechte berechtigt sind. 

Für die Ausgabe von Aktienoptionen im Rahmen des Aktienoptionsplans 2023 
gilt: 

aa. Kreis der Bezugsberechtigten 

Im Rahmen des Aktienoptionsplans 2023 dürfen Aktienoptionen aus-
schließlich an Mitglieder des Vorstands der AdCapital AG, an Mitglieder 
der Geschäftsführungen von verbundenen Unternehmen, die im Mehr-
heitsbesitz der Gesellschaft gemäß §§ 15 ff. AktG stehen („AdCapital-
Gruppe“) sowie an ausgewählte Führungskräfte der Gesellschaft und Un-
ternehmen der AdCapital-Gruppe ausgegeben werden. 

Der genaue Kreis der Berechtigten und der Umfang der ihnen jeweils zum 
Bezug anzubietenden Aktienoptionen werden durch den Vorstand der 
Gesellschaft festgelegt. Soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft 
Aktienoptionen erhalten sollen, obliegt diese Festlegung und die Ausgabe 
der Aktienoptionen ausschließlich dem Aufsichtsrat der Gesellschaft. 

Es dürfen ausgegeben werden 

- an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft insgesamt bis zu Stück 
500.000 Aktienoptionen, 
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- an Mitglieder von Geschäftsführungen, die nicht Mitglied des Vor-
stands sind, von Unternehmen der AdCapital-Gruppe insgesamt bis 
zu Stück 450.000 Aktienoptionen, und 

an ausgewählte Führungskräfte der Gesellschaft und der Unterneh-
men der AdCapital-Gruppe bis zu Stück 450.000 Aktienoptionen. . 

Aktienoptionen, welche nach Maßgabe der Optionsbedingungen (z.B. 
aufgrund Austritts des Berechtigten aus dem Unternehmen) verfallen oder 
infolge Kündigung zurückgegeben werden, können an andere Bezugsbe-
rechtigte wieder ausgegeben werden. Dabei darf die Anzahl der im Um-
lauf befindlichen Aktienoptionen zu keinem Zeitpunkt Stück 1.400.000 Ak-
tienoptionen überschreiten. 

bb. Bezugsrecht 

Die Aktienoptionen gewähren dem Inhaber das Recht zum Bezug von auf 
den Inhaber lautenden stimmberechtigten Stückaktien der Gesellschaft. 
Dabei gewährt jede Aktienoption das Recht auf den Bezug von je einer 
Aktie der Gesellschaft gegen Zahlung des Ausübungspreises nach 
Buchst. ee. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres 
an am Gewinn teil, in dem sie ausgegeben werden. Die Optionsbedingun-
gen können vorsehen, dass die Gesellschaft dem Bezugsberechtigten in 
Erfüllung des Bezugsrechts wahlweise anstelle von neuen Aktien unter 
Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals I auch eigene Aktien gewähren 
kann; soweit über die Gewährung eigener Aktien an Bezugsberechtigte 
entschieden werden soll, die Mitglied des Vorstands der Gesellschaft 
sind, obliegt die Entscheidung hierüber allein dem Aufsichtsrat. Die Opti-
onsbedingungen können darüber hinaus auch ein Recht der Gesellschaft 
vorsehen, wahlweise zur Erfüllung der Bezugsrechte einen Barausgleich 
zu leisten. Der Barausgleich entspricht dem Differenzbetrag zwischen 
dem Ausübungspreis und dem Schlusskurs der AdCapital-Aktie an der 
Frankfurter Wertpapierbörse am Tag der Ausübung des Bezugsrechts. 
Soweit ein Barausgleich an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft ge-
leistet werden soll, obliegt die Entscheidung hierüber allein dem Auf-
sichtsrat. 

cc. Erwerbszeiträume 

Die Gewährung der Bezugsrechte ist auf zwei Zeitfenster im Geschäfts-
jahr beschränkt („Erwerbszeiträume“). Aktienoptionen können ausgege-
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ben werden jeweils innerhalb eines Zeitraums von 15 Börsenhandelsta-
gen an der Frankfurter Wertpapierbörse jeweils beginnend mit dem dritten 
Börsenhandelstag nach Veröffentlichung des Jahresabschlusses oder 
des Quartalsberichts für das zweite Quartal (Halbjahresfinanzbericht) ei-
nes Geschäftsjahres. Die Ausgabe von Aktienoptionen ist jeweils ausge-
schlossen, soweit der jeweilige Erwerbszeitraum in einen Zeitraum fällt, 
der mit dem 30. Kalendertag vor dem Tag der Veröffentlichung eines Zwi-
schenberichts (Halbjahresfinanzbericht) oder Jahresabschlussberichts 
beginnt und jeweils mit dem zweiten Börsenhandelstag an der Frankfurter 
Wertpapierbörse nach dem jeweiligen Tag der Bekanntgabe endet, je-
weils einschließlich. 

Tag der Zuteilung der Bezugsrechte („Zuteilungstag“) ist der Tag der An-
nahme der Zeichnungserklärung des Berechtigten durch die Gesellschaft 
oder das von ihr für die Abwicklung eingeschaltete Kreditinstitut. Be-
schränkungen hinsichtlich des Erwerbs bzw. der Ausgabe von Aktienop-
tionen, die sich aus dem Gesetz ergeben, bleiben unberührt. 

dd. Wartezeit, Ausübungszeiträume und Optionslaufzeit 

Die Bezugsrechte aus den Aktienoptionen können erstmals nach Ablauf 
einer Wartezeit ausgeübt werden. Die Wartezeit beträgt mindestens vier 
Jahre. Sie beginnt am jeweiligen Zuteilungstag und endet mit Beginn des 
ersten Ausübungszeitraums (wie nachfolgend definiert) nach Ablauf von 
vier Jahren nach dem jeweiligen Zuteilungstag. Die Laufzeit der Aktien-
optionen beginnt mit dem jeweiligen Zuteilungstag und endet nach Ablauf 
von sechs Jahren. 

Die Ausübung der Bezugsrechte ist auf zwei Zeitfenster im Geschäftsjahr 
beschränkt („Ausübungszeiträume“). Die Aktienoptionen können wäh-
rend ihrer Laufzeit und nach Ablauf der jeweiligen Wartezeit in Aus-
übungszeiträumen, die jeweils 30 Börsenhandelstage an der Frankfurter 
Wertpapierbörse betragen und jeweils mit Beginn des dritten Börsenhan-
delstages nach dem Tag der Veröffentlichung des Jahresabschlusses so-
wie des Halbjahresfinanzberichts ausgeübt werden. 

Ausübungsbeschränkungen, die sich aus dem Gesetz einschließlich der 
Marktmissbrauchsverordnung (Verordnung (EU) Nr. 596/2014 in der je-
weils gültigen Fassung) ergeben, bleiben unberührt und sind von den Be-
zugsberechtigten zu beachten. 
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ee. Ausübungspreis 

Die Bezugsrechte werden ohne Gegenleistung gewährt. Bei Ausübung 
der Bezugsrechte ist für jedes ausgeübte Bezugsrecht ein Ausübungs-
preis zu zahlen. Der Ausübungspreis für eine Aktie der Gesellschaft ent-
spricht dem ungewichteten arithmetischen Mittel der Schlusskurse der 
Aktie der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten 
fünf Börsenhandelstagen vor dem Zuteilungstag der jeweiligen Aktienop-
tionen. Mindestausübungspreis ist jedoch in jedem Fall der geringste Aus-
gabebetrag im Sinne von § 9 Abs. 1 AktG. 

Die Optionsbedingungen können für den Fall, dass während der Laufzeit 
der Aktienoptionen unter Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktio-
näre das Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe neuer Aktien er-
höht wird oder eigene Aktien abgegeben werden oder Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft 
begeben werden, eine Ermäßigung des Ausübungspreises in dem Ver-
hältnis vorsehen, in dem der Durchschnittskurs des den Aktionären zu-
stehenden Bezugsrechts an allen Handelstagen an der Frankfurter Wert-
papierbörse zu dem Schlusskurs der Aktie der Gesellschaft an der Frank-
furter Wertpapierbörse am letzten Börsentag vor Bezugsrechtsabschlag 
steht. Die Anpassung entfällt, wenn den Inhabern der Aktienoptionen ein 
Bezugsrecht eingeräumt wird, welches dem Bezugsrecht der Aktionäre 
entspricht. Die Optionsbedingungen können ferner eine Anpassung des 
Ausübungspreises und/oder der Bezugsrechte für den Fall von Kapital-
maßnahmen (Aktienzusammenlegung oder -split, Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln, Kapitalherabsetzung) während der Laufzeit der Ak-
tienoptionen vorsehen. 

Die Entscheidung über eine Anpassung obliegt, soweit Vorstandsmitglie-
der betroffen sind, dem Aufsichtsrat; im Übrigen dem Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrates. 

ff. Erfolgsziel 

Nach Ablauf der Wartezeit können die Aktienoptionen ausgeübt werden, 
wenn das Erfolgsziel erreicht worden ist. 

Voraussetzung für die Ausübung ist, dass der jeweils maßgebliche Refe-
renzkurs (wie nachfolgend definiert) den Ausübungspreis gemäß 
Buchst. ee. oder – sofern der Ausübungspreis dem Mindestausgabebe-
trag entspricht –den etwaig niedrigeren ungewichteten arithmetischen 
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Mittel der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft an der Frankfurter 
Wertpapierbörse an den letzten fünf Börsenhandelstagen vor dem Zutei-
lungstag der jeweiligen Aktienoptionen um mindestens 15 % übersteigt 
(„Erfolgsziel“). 

„Maßgeblicher Referenzkurs“ ist das ungewichtete arithmetische Mittel 
der Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpa-
pierbörse an den letzten fünf Börsenhandelstagen vor dem Tag der Aus-
übung des Bezugsrechts aus den Aktienoptionen. 

Sollte das Erfolgsziel in der Zeit zwischen Ablauf der jeweiligen Wartezeit 
bis zum Ablauf der Laufzeit der Aktienoptionen nicht erreicht werden, ver-
fallen die Bezugsrechte aus den jeweils ausgegebenen Aktienoptionen 
vollständig und entschädigungslos. 

gg. Nichtübertragbarkeit 

Die Aktienoptionen sind nicht übertragbar, sondern können nur durch den 
Bezugsberechtigten ausgeübt werden. Die Optionsbedingungen können 
jedoch vorsehen, dass sie von Todes wegen auf den oder die jeweiligen 
Erben des Bezugsberechtigten übergehen. 

Das Bezugsrecht aus den Aktienoptionen darf nur ausgeübt werden, so-
lange der Inhaber der Aktienoptionen in einem ungekündigten Arbeits- 
bzw. Dienstverhältnis mit der Gesellschaft oder einem mit ihr verbunde-
nen Unternehmen steht. Abweichend hiervon können Bezugsrechte, für 
die zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeits- bzw. Dienstverhältnisses 
die Wartezeit bereits abgelaufen ist, von dem Inhaber noch binnen einer 
Nachlauffrist von sechs Monaten nach der Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses ausgeübt werden, soweit sie nach den Bestimmungen dieser 
Ermächtigung auch ausübbar sind; danach verfallen sie entschädigungs-
los. 

Aktienoptionen, für die zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeits- bzw. 
Dienstverhältnisses die Wartezeit noch nicht abgelaufen ist, verfallen ent-
schädigungslos zu diesem Zeitpunkt. Für die Fälle des Ruhestands, der 
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit, des einvernehmlichen Ausscheidens 
aus dem Arbeits- bzw. Dienstverhältnis und/oder für sonstige Härtefälle 
können Sonderregelungen vorgesehen werden. Die vorstehenden Rege-
lungen gelten unabhängig davon, aus welchem rechtlichen oder tatsäch-
lichen Grund auch immer die Beendigung des Arbeits- bzw. Dienstver-
hältnisses erfolgt. 
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Die Optionsbedingungen können im Rahmen des gesetzlich Zulässigen 
vorsehen, dass die Gesellschaft die Aktienoptionen einer bezugsberech-
tigten Person entschädigungslos kündigen kann, wenn über das Vermö-
gen der betreffenden Person ein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Er-
öffnung mangels Masse abgelehnt wird, von einem Gläubiger der betref-
fenden Person die Zwangsvollstreckung in seine Aktienoptionen betrie-
ben wird oder die betreffende Person wesentliche Pflichten ihres Arbeits- 
bzw. Dienstvertrags oder der Optionsvereinbarung verletzt oder das Ar-
beits- bzw. Dienstverhältnis von der Gesellschaft bzw. ihrem verbunde-
nen Unternehmen aus wichtigem Grund, personenbedingt oder verhal-
tensbedingt außerordentlich gekündigt wird; in den genannten Fällen der 
Kündigung entfallen die Aktienoptionen, auch soweit die Wartezeit schon 
abgelaufen ist, mit sofortiger Wirkung entschädigungslos; die vorge-
nannte Nachlauffrist ist nicht anwendbar. 

Sollte ein Berechtigter nach Ausgabe von Aktienoptionen, aber vor Ablauf 
der Wartezeit seine wöchentliche Regelarbeitszeit verkürzen (Teilzeitar-
beit), so können die Optionsbedingungen vorsehen, dass an dem Tag, an 
dem die verkürzte wöchentliche Regelarbeitszeit beginnt, ein solcher Teil 
der diesem Berechtigten gewährten Bezugs-rechte aus Aktienoptionen, 
für die die Wartezeit noch nicht abgelaufen ist, entschädigungslos verfällt, 
der der verkürzten wöchentlichen Regelarbeitszeit im Verhältnis zur wö-
chentlichen Regelarbeitszeit bei Ausgabe der Aktienoptionen sowie dem 
Zeitraum der Geltung dieser verkürzten wöchentlichen Regelarbeitszeit 
im Verhältnis zum Gesamtzeitraum der Wartezeit entspricht. 

Entsprechendes gilt für Zeiträume, während derer das Arbeits- bzw. 
Dienstverhältnis eines Berechtigten ohne Fortzahlung der Bezüge ruht 
(z.B. Elternzeit, Zeiten langfristiger Erkrankung, unbezahlter Urlaub); die 
Optionsbedingungen können insofern vorsehen, dass ein solcher Teil der 
diesem Berechtigten gewährten Bezugsrechte aus Aktienoptionen, für die 
die Wartezeit noch nicht abgelaufen ist, entschädigungslos verfällt, der 
der Dauer des Zeitraums, für den das Arbeits- bzw. Dienstverhältnis ohne 
Fortzahlung der Bezüge ruht, im Verhältnis zum Gesamtzeitraum der 
Wartezeit entspricht. So- fern die Optionsbedingungen dies vorsehen, ist 
für solche Zeiträume außerdem der Ablauf der Wartezeit gehemmt, d.h. 
solche Zeiträume werden für die Vollendung der Wartezeit nicht berück-
sichtigt und die Wartezeit verlängert sich entsprechend. 
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Soweit Vorstandsmitglieder betroffen sind, ist der Aufsichtsrat, im Übrigen 
der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates berechtigt, einer aus-
scheidenden, bezugsberechtigten Person abweichend von den vorste-
henden Regelungen die Bezugsrechte ganz oder teilweise weiter zu ge-
währen. Entsprechendes gilt in den vorgenannten Fällen der Kündigung 
von Aktienoptionen sowie im Falle der Verkürzung der wöchentlichen Re-
gelarbeitszeit oder des ruhenden Arbeits- bzw. Dienstverhältnisses. 

Im Übrigen können die Optionsbedingungen neben der Wartezeit weitere, 
gestaffelte Wartezeiten („Vesting-Perioden“) vorsehen, welche bestim-
men, wann die Aktienoptionen unverfallbar werden („Vesting“); ein Verfall 
bzw. eine Kündigungsmöglichkeit gemäß vorstehender Regelungen ist 
damit gegebenenfalls nach näherer Ausgestaltung in den Optionsbedin-
gungen schon nach Ablauf der jeweiligen Vesting-Perioden, und nicht erst 
nach Ablauf der Wartezeit ausgeschlossen. 

hh. Weitere Regelungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die wei-
teren Einzelheiten der Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und Aus-
gestaltung der Aktienoptionen festzulegen. Soweit die Mitglieder des Vor-
stands der Gesellschaft betroffen sind, werden die weiteren Einzelheiten 
der Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der Akti-
enoptionen durch den Aufsichtsrat festgelegt. 

Sämtliche Steuern im Zusammenhang mit den Bezugsrechten oder ei-
nem Verkauf der Aktien an der Gesellschaft durch die Bezugsberechtig-
ten tragen die Bezugsberechtigten. 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat werden der Hauptversammlung über 
jede Ausnutzung des Aktienoptionsplanes und die den Bezugsberechtig-
ten eingeräumten Bezugsrechte berichten. 

b. Schaffung eines bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital I) 

Für die Bedienung der unter dem Aktienoptionsplan 2023 gewährten Bezugs-
rechte wird folgendes Bedingtes Kapital I geschaffen: 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird gemäß § 192 Abs. 2 Nr. 3 AktG um bis 
zu EUR 4.200.000,00 durch Ausgabe von bis zu 1.400.000 neuen auf den In-
haber lautenden Stückaktien bedingt erhöht („Bedingtes Kapital I“). Das Be-
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dingte Kapital I dient ausschließlich der Bedienung von Bezugsrechten aus Ak-
tienoptionen von Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft, Mitgliedern von 
Geschäftsführungen von Unternehmen der AdCapital-Gruppe, ausgewählten 
Führungskräften und sonstigen Leistungsträgern der Gesellschaft sowie aus-
gewählten Führungskräften und sonstigen Leistungsträger von Unternehmen 
der AdCapital-Gruppe, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung 
vom 16. Mai 2023 in der Zeit bis zum 15. Mai 2028 gewährt werden. Die be-
dingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der aus-
gegebenen Bezugsrechte von diesen Gebrauch machen und die Gesellschaft 
nicht in Erfüllung dieser Bezugsrechte eigene Aktien oder einen Barausgleich 
gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital I erfolgt zu dem 
jeweiligen nach Maßgabe von Buchst. a. ee. dieses Beschlusses festzulegen-
den Ausübungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-
jahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung der Bezugsrechte noch kein 
Beschluss über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Ge-
winn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung zu be-
stimmen. Soweit die Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft betroffen sind, 
werden die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhö-
hung durch den Aufsichtsrat bestimmt. 

c. Ermächtigung zur Satzungsanpassung 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 
Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital I zu ändern. Entspre-
chendes gilt im Fall der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von 
Bezugsrechten (Aktienoptionen) nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums so-
wie im Fall der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals I nach Ablauf der Fris-
ten für die Ausübung von Bezugsrechten. 

d. Satzungsänderung 

Zur Schaffung des Bedingten Kapitals I wird § 5 der Satzung um folgenden 
Absatz 7 ergänzt: 

„7. Das Grundkapital der Gesellschaft ist gemäß § 192 Abs. 2 Nr. 3 AktG um 
bis zu EUR 4.200.000,00 durch Ausgabe von bis zu 1.400.000 neuen auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht („Bedingtes Kapi-
tal I“). Das Bedingte Kapital I dient ausschließlich der Bedienung von Be-
zugsrechten aus Aktienoptionen von Mitgliedern des Vorstands der Ge-
sellschaft, Mitgliedern von Geschäftsführungen von Unternehmen der 
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AdCapital-Gruppe, ausgewählten Führungskräften und sonstige Leis-
tungsträgern der Gesellschaft sowie ausgewählten Führungskräften und 
sonstige Leistungsträgern von Unternehmen der AdCapital-Gruppe, die 
aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 16. Mai 2023 in 
der Zeit bis zum 15. Mai 2028 gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhö-
hung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der ausgegebenen 
Bezugsrechte von diesen Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in 
Erfüllung dieser Bezugsrechte eigene Aktien oder einen Barausgleich ge-
währt. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital I erfolgt zu dem 
jeweiligen nach Maßgabe der Hauptversammlung vom 16. Mai 2023 fest-
zulegenden Ausübungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung der Bezugs-
rechte noch kein Beschluss über die Verwendung des Bilanzgewinns ge-
fasst worden ist, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung zu bestimmen. Soweit die Mitglieder des Vor-
stands der Gesellschaft betroffen sind, werden die weiteren Einzelheiten 
der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung durch den Aufsichtsrat 
bestimmt.“ 

12. Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandelschuldverschreibun-
gen und zum Aus-schluss des Bezugsrechts auf diese Options- oder Wan-
delschuldverschreibungen nebst gleichzeitiger Schaffung eines Bedingten 
Kapitals II und Satzungsänderung 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

a. Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandelschuldverschrei-
bungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts auf diese Options- oder 
Wandelschuldverschreibungen 

aa. Allgemeines 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
15. Mai 2028 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber lautende Options- 
und/oder Wandelschuld-verschreibungen (zusammen „Schuldver-
schreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 9.000.000,00 mit 
oder ohne Laufzeitbeschränkung auszugeben und den Inhabern oder 
Gläubigern von Optionsanleihen Optionsrechte oder den Inhabern oder 
Gläubigern von Wandelanleihen Wandlungsrechte oder -pflichten für auf 
den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen 
Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 6.000.000,00 nach 
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näherer Maßgabe der Bedingungen dieser Schuldverschreibungen zu ge-
währen oder aufzuerlegen. 

Die Schuldverschreibungen können auch durch ein nachgeordnetes Kon-
zernunternehmen der Gesellschaft ausgegeben werden; für diesen Fall 
wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die 
Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen 
und den Inhabern oder Gläubigern dieser Schuldverschreibungen Opti-
onsrechte oder Wandlungsrechte oder -pflichten für auf den Inhaber lau-
tende Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren. 

bb. Options- und Wandelschuldverschreibungen 

Die Schuldverschreibungen werden in Teilschuldverschreibungen einge-
teilt. Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden je-
der Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, 
die den Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegen-
den Optionsbedingungen zum Bezug von auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien der Gesellschaft berechtigen. Die Optionsbedingungen kön-
nen vorsehen, dass der Optionspreis auch durch Übertragung von Teil-
schuldverschreibungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt 
werden kann. Soweit sich Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgese-
hen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Options- oder An-
leihebedingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer 
Aktien aufaddiert werden können. 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten bei auf 
den Inhaber lautenden Schuldverschreibungen die Inhaber das Recht, 
ihre Teilschuldverschreibungen gemäß den vom Vorstand festgelegten 
Wandelanleihebedingungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
Gesellschaft zu wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der 
Division des Nennbetrages oder des unter dem Nennbetrag liegenden 
Ausgabebetrages einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 
Wandlungspreis für eine auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesell-
schaft und kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner 
können eine in bar zu leistende Zuzahlung und die Zusammenlegung 
oder ein Ausgleich für nicht wandlungsfähige Spitzen festgesetzt werden. 
Die Anleihebedingungen können ein variables Wandlungsverhältnis und 
eine Bestimmung des Wandlungspreises (vorbehaltlich des nachfolgend 
bestimmten Mindestpreises) innerhalb einer vorgegebenen Bandbreite in 
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Abhängigkeit von der Entwicklung des Kurses der Stückaktie der Gesell-
schaft während der Laufzeit der Anleihe vorsehen. 

cc. Ersetzungsbefugnis 

Die Anleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, 
im Falle der Wandlung oder Optionsausübung nicht neue Stückaktien zu 
gewähren, sondern einen Geldbetrag zu zahlen, der für die Anzahl der 
anderenfalls zu liefernden Aktien dem durchschnittlichen Schlusskurs der 
Stückaktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse wäh-
rend einer in den Anleihebedingungen festzulegenden Frist entspricht. 
Die Anleihebedingungen können auch vorsehen, dass die Schuldver-
schreibung, die mit Optionsrechten oder Wandlungsrechten oder -pflich-
ten verbunden ist, nach Wahl der Gesellschaft statt in neue Aktien aus 
bedingtem Kapital in bereits existierende Aktien der Gesellschaft oder ei-
ner börsennotierten anderen Gesellschaft gewandelt werden oder das 
Optionsrecht durch Lieferung solcher Aktien erfüllt werden kann. 

Die Anleihebedingungen können auch das Recht der Gesellschaft vorse-
hen, bei Endfälligkeit der Schuldverschreibung, die mit Optionsrechten 
oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbunden ist (dies umfasst auch 
eine Fälligkeit wegen Kündigung), den Inhabern oder Gläubigern ganz 
oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages Stückaktien 
der Gesellschaft oder einer börsennotierten anderen Gesellschaft zu ge-
währen. 

dd. Wandlungspflicht 

Die Bedingungen der Wandelschuldverschreibungen können auch eine 
Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit (oder zu einem früheren Zeit-
punkt oder einem bestimmten Ereignis) vorsehen. Die Gesellschaft kann 
in den Bedingungen von Wandelschuldverschreibungen berechtigt wer-
den, eine etwaige Differenz zwischen dem Nennbetrag oder einem etwa-
igen niedrigeren Ausgabebetrag der Wandelschuldverschreibung und 
dem Produkt aus Wandlungspreis und Umtauschverhältnis ganz oder teil-
weise in bar auszugleichen. 

ee. Wandlungs- und Optionspreis 

Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis für eine Stück-
aktie der Gesellschaft muss mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Erset-
zungsbefugnis oder eine Wandlungspflicht vorgesehen ist, mindestens 
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80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien der Gesellschaft 
an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten fünf Börsentagen vor 
dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe 
der Schuldverschreibung, die mit Options- oder Wandlungsrecht oder -
pflicht ausgestattet sind, betragen oder – für den Fall der Einräumung ei-
nes Bezugsrechts – mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkur-
ses der Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse wäh-
rend der Bezugsfrist mit Ausnahme der Tage der Bezugsfrist, die erfor-
derlich sind, damit der Options- oder Wandlungspreis gemäß § 186 Abs. 2 
Satz 2 AktG fristgerecht bekannt gemacht werden kann, betragen. § 9 
Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

In den Fällen der Ersetzungsbefugnis und der Wandlungspflicht muss der 
Options- oder Wandlungspreis nach näherer Maßgabe der Anleihebedin-
gungen mindestens entweder den oben genannten Mindestpreis betra-
gen oder dem durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie der Gesellschaft 
an der Frankfurter Wertpapierbörse während der fünf Börsentage vor dem 
Tag der Endfälligkeit oder dem anderen festgelegten Zeitpunkt entspre-
chen, auch wenn dieser Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten 
Mindestpreises (80 %) liegt. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben un-
berührt. 

ff. Verwässerungsschutz 

Der Options- oder Wandlungspreis kann unbeschadet des § 9 Abs. 1 
AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestim-
mung der Bedingungen dann ermäßigt werden, wenn die Gesellschaft 
während der Options- oder Wandlungsfrist durch (i) eine Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln das Grundkapital erhöht oder (ii) unter Einräu-
mung eines ausschließlichen Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grund-
kapital erhöht oder eigene Aktien veräußert oder (iii) unter Einräumung 
eines ausschließlichen Bezugsrechts an ihre Aktionäre weitere Schuld-
verschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht oder -pflicht begibt, 
gewährt oder garantiert und in den Fällen (ii) und (iii) den Inhabern schon 
bestehender Options- oder Wandlungsrechte oder -pflichten hierfür kein 
Bezugsrecht eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung des Options- 
oder Wandlungsrechts oder nach Erfüllung der Wandlungspflicht zu-
stehen würde. Die Ermäßigung des Options- oder Wandlungspreises 
kann auch durch eine Barzahlung bei Ausübung des Options- oder Wand-
lungsrechts oder bei der Erfüllung einer Wandlungspflicht bewirkt werden. 
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Die Bedingungen können darüber hinaus für den Fall der Kapitalherab-
setzung oder anderer Maßnahmen oder Ereignisse, die mit einer wirt-
schaftlichen Verwässerung des Wertes der Optionsrechte oder Wand-
lungsrechte oder -pflichten verbunden sind (z.B. Dividenden, Kontroller-
langung durch Dritte), eine Anpassung der Options- oder Wandlungs-
rechte oder Wandlungspflichten vorsehen. 

gg. Bezugsrecht und Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 

Soweit den Aktionären nicht der unmittelbare Bezug der Schuldverschrei-
bungen ermöglicht wird, wird den Aktionären das gesetzliche Bezugsrecht 
in der Weise eingeräumt, dass die Schuldverschreibungen von einem 
Kreditinstitut oder einem Konsortium von Kreditinstituten mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 
Werden die Schuldverschreibungen von einem nachgeordneten Konzern-
unternehmen ausgegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung des ge-
setzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre der Gesellschaft nach Maß-
gabe des vorstehenden Satzes sicherzustellen. 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

- um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen, die sich auf-
grund des Bezugsverhältnisses ergeben, und 

- soweit es erforderlich ist, damit Inhabern von bereits zuvor ausgege-
benen Optionsrechten oder Wandlungsrechten oder -pflichten ein Be-
zugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden kann, wie es ihnen nach 
Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte oder bei Erfüllung der 
Wandlungspflicht als Aktionär zustehen würde. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre auf gegen Barzahlung ausgegebene Schuld-
verschreibungen vollständig auszuschließen, sofern der Vorstand nach 
pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabe-
preis der Schuldverschreibung ihren nach anerkannten, insbesondere fi-
nanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht 
wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Be-
zugsrechts gilt jedoch nur für Schuldverschreibungen, die mit Options-
recht oder Wandlungsrecht oder -pflicht ausgegeben werden, mit einem 
Options- oder Wandlungsrecht oder einer Wandlungspflicht auf Aktien mit 
einem anteiligen Betrag des Grundkapitals, der insgesamt 10 % des 
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Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der 
Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf diese Höchstgrenze von 
10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzu-
rechnen, der auf Aktien entfällt, die seit Erteilung dieser Ermächtigung bis 
zur unter Ausnutzung dieser Ermächtigung nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
bezugsrechtsfreien Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 
und/oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht unter Bezugsrechtsaus-
schluss entweder aufgrund einer Ermächtigung des Vorstands zum Be-
zugsrechtsausschluss in unmittelbarer bzw. sinngemäßer Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder als erworbene eigene 
Aktien in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ver-
äußert worden sind. 

hh. Durchführungsermächtigung 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die wei-
teren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibun-
gen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Ver-
wässerungsschutzbestimmungen, Options- oder Wandlungszeitraum so-
wie im vorgenannten Rahmen den Wandlungs- und Optionspreis, zu be-
stimmen oder im Einvernehmen mit den Organen des die Options- oder 
Wandelanleihe begebenden Konzernunternehmens der Gesellschaft 
festzulegen. 

b. Schaffung eines bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital II) 

Das Grundkapital wird um bis zu EUR 6.000.000,00, durch Ausgabe von bis zu 
2.000.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht („Be-
dingtes Kapital II“). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien bei Ausübung von Wandlungs- oder 
Optionsrechten (oder bei Erfüllung entsprechender Wandlungspflichten) oder 
bei Ausübung eines Wahlrechts der Gesellschaft, ganz oder teilweise anstelle 
der Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu gewäh-
ren, an die Inhaber von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, die auf-
grund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 16. Mai 
2023 bis zum 15. Mai 2028 von der Gesellschaft oder einem nachgeordneten 
Konzernunternehmen gegen Bareinlage ausgegeben werden. Die Ausgabe 
der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 
Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- oder Wand-
lungspreis. 
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Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Begebung von Schuldver-
schreibungen, die mit Optionsrechten oder Wandlungsrechten oder -pflichten 
ausgestattet sind, gemäß dem Ermächtigungsbeschluss der Hauptversamm-
lung vom 16. Mai 2023 und nur insoweit durchzuführen, wie von Options- oder 
Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird oder zur Wandlung verpflichtete 
Inhaber von Schuldverschreibungen ihre Verpflichtung zur Wandlung erfüllen 
oder soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle 
der Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu gewäh-
ren und soweit jeweils nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder 
Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt 
werden. Die ausgegebenen neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-
jahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, kann 
der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer 
Aktien hiervon und auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein bereits 
abgelaufenes Geschäftsjahr, festlegen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

c. Ermächtigung zur Satzungsanpassung 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 
Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital II zu ändern. Entspre-
chendes gilt im Fall der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von 
Schuldverschreibungen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums sowie im 
Fall der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals II nach Ablauf der Fristen für 
die Ausübung von Optionsrechten oder Wandlungsrechten oder für die Erfül-
lung von Wandlungspflichten. 

d. Satzungsänderung 

Zur Schaffung des Bedingten Kapitals II wird § 5 der Satzung um folgenden 
Absatz 8 ergänzt: 

„8. Das Grundkapital ist gemäß § 192 Abs. 2 Nr. 1 AktG um bis zu 
EUR 6.000.000,00 durch Ausgabe bis zu 2.000.000 auf den Inhaber lau-
tende Stückaktien bedingt erhöht („Bedingtes Kapital II“). Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von Op-
tions- oder Wandlungsrechten oder die zur Wandlung Verpflichteten aus 
gegen Bareinlage ausgegebenen Options- oder Wandelanleihen, die von 
der Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen der 
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Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch Hauptver-
sammlungsbeschluss vom 16. Mai 2023 bis zum 15. Mai 2028 ausgege-
ben oder garantiert werden, von ihren Options- oder Wandlungsrechten 
Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wandlung verpflichtet sind, ihre 
Verpflichtung zur Wandlung erfüllen, oder, soweit die Gesellschaft ein 
Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 
Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren, soweit nicht jeweils ein 
Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder Aktien einer anderen bör-
sennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe 
der neuen Aktien erfolgt zu dem jeweiligen nach Maßgabe der Hauptver-
sammlung vom 16. Mai 2023 festzulegenden Options- oder Wandlungs-
preis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, kann der 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer 
Aktien hiervon und auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein 
bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festlegen. Der Vorstand ist ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“ 

 

II. Vorstandsberichte 

1. Bericht des Vorstands gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3, Abs. 4 
Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 7 

Der Vorstand hat zu Punkt 7 der Tagesordnung gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5; 
186 Abs. 3, Abs. 4 Satz 2 AktG der Hauptversammlung einen schriftlichen Bericht 
über die Gründe für die vorgeschlagenen Ermächtigungen zum Ausschluss eines 
Andienungs- und Bezugsrechts der Aktionäre erstattet. Der Bericht wird mit sei-
nem wesentlichen Inhalt wie folgt bekannt gemacht: 

„Der Hauptversammlung wird zu Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagen, den 
Vorstand der Gesellschaft gemäß § 71 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 AktG zu ermäch-
tigen, eigene Aktien der Gesellschaft innerhalb bestimmter Preisschwellen 
zu erwerben. Die Ermächtigung ist beschränkt auf einen Anteil von 10 % des 
im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – falls die-
ser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals beschränkt. 
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Bei dem Erwerb eigener Aktien ist der Grundsatz der Gleichbehandlung der 
Aktionäre gemäß § 53a AktG zu wahren. Diesem Grundsatz wird Rechnung 
getragen, indem der Erwerb der Aktien nach Wahl des Vorstands durch Kauf 
über die Börse, durch öffentliches Kaufangebot oder durch öffentliche Auf-
forderung an die Aktionäre, Verkaufsangebote abzugeben, erfolgt. Bei die-
sen Varianten kann jeder verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft entschei-
den, wie viele Aktien und, sofern eine Preisspanne festgelegt ist, zu welchem 
Preis er diese anbieten möchte. Übersteigt die zum festgesetzten Preis an-
gebotene Menge die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl der Aktien, 
so muss eine Zuteilung der Annahme der Verkaufsangebote erfolgen. Sofern 
von mehreren gleichartigen Verkaufsangeboten wegen der Volumenbegren-
zung nicht sämtliche angenommen werden können, kann unter insoweit par-
tiellem Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der Erwerb nach 
dem Verhältnis der Andienungsquoten statt nach Beteiligungsquoten erfol-
gen. Auch soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offer-
ten oder kleiner Teile von Offerten bis zu max. 100 Stückaktien sowie eine 
Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorzusehen. Diese Möglich-
keiten dienen dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwer-
benden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und  diese die tech-
nische Abwicklung des Erwerbsverfahrens zu vereinfachen. Sie liegen damit 
im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. 

Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen können die von der Gesellschaft er-
worbenen eigenen Aktien über die Börse oder mittels eines öffentlichen An-
gebots an alle Aktionäre veräußert werden. Mit diesen Möglichkeiten des 
Verkaufs wird bei der Wiederausgabe der Aktien das Recht der Aktionäre 
auf Gleichbehandlung (§ 53a AktG) gewahrt. 

Darüber hinaus sieht der Beschlussvorschlag für den konkreten Zweck der 
Verwendung erworbener eigener Aktien durch die Gesellschaft auch vor, 
dass 

a) der Vorstand eine Veräußerung der auf Grund der Ermächtigung der 
Hauptversammlung erworbenen eigenen Aktien als Gegen- oder Teil-
gegenleistung für den Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an 
anderen Unternehmen oder Unternehmensteilen oder im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen begeben kann. Der internationale 
Wettbewerb verlangt zunehmend diese Form der Akquisitionsfinanzie-
rung. Vor diesem Hintergrund ist es für die weitere Entwicklung der 
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Gesellschaft von großer Bedeutung, dass sie die Möglichkeit erhält, im 
Rahmen ihrer Beteiligungsstrategie geeignete Beteiligungen nicht nur 
im Wege einer Barkaufpreiszahlung, sondern auch im Wege einer 
Sachgegenleistung durch Überlassung von Aktien der Gesellschaft er-
werben zu können. Diese Ermächtigung soll der Gesellschaft den not-
wendigen Handlungsspielraum geben, sich bietende Akquisitionsgele-
genheiten schnell und flexibel ohne Kapitalerhöhung und unter Scho-
nung ihrer Liquidität nutzen zu können. Da eine solche Verwendung 
der erworbenen Aktien meist kurzfristig im Wettbewerb mit anderen 
Erwerbsinteressenten und unter Wahrung der gebotenen Vertraulich-
keit erfolgen muss, ist die Ermächtigung zur Veräußerung der erwor-
benen eigenen Aktien in anderer Weise als über die Börse oder durch 
Angebot an alle Aktionäre erforderlich. Dem trägt der vorgeschlagene 
Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung.  

Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von die-
ser Ermächtigung Gebrauch macht, sobald sich Möglichkeiten zum Er-
werb einer Beteiligung konkretisieren. Er wird das Bezugsrecht der Ak-
tionäre nur dann ausschließen, wenn sich der Erwerb im Rahmen der 
Beteiligungsstrategie der Gesellschaft hält und wenn der Erwerb ge-
gen Hingabe von Aktien der Gesellschaft im wohlverstandenen Inte-
resse der Gesellschaft liegt.  

Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicher-
stellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt wer-
den und demzufolge von der Ermächtigung nur insoweit Gebrauch ge-
macht wird, als der Wert der zu erwerbenden Beteiligung in einem an-
gemessenen Verhältnis zum Wert der hinzugebenden Aktien der Ge-
sellschaft steht. 

b) der Vorstand auf Grund der Ermächtigung der Hauptversammlung er-
worbene eigene Aktien als Belegschaftsaktien an Führungskräfte und 
Mitarbeiter der Gesellschaft und der mit der Gesellschaft verbundenen 
Unternehmen im In- und Ausland und an Mitglieder von Geschäftsfüh-
rungen von Unternehmen der AdCapital-Gruppe, die nicht Mitglieder 
des Vorstands der Gesellschaft sind, ausgibt. 
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Denn die Ausgabe von Belegschaftsaktien fördert die Identifikation der 
Mitarbeiter mit dem Unternehmen und die Übernahme von Mitverant-
wortung und liegt daher im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktio-
näre. Die Ausgabe von Belegschaftsaktien erfüllt somit sowohl eine 
Anreiz- als auch eine Bindungsfunktion. Die den Belegschaftsaktien 
ebenfalls zuteilwerdende variable Vergütungskomponente kann für die 
Gesellschaft liquiditätsschonend erfüllt werden, ohne weitere Barmittel 
aufwenden zu müssen. 

Mitarbeiteraktien könnten auch gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG ohne 
gesonderten Hauptversammlungsbeschluss angeboten werden. Die 
Gesellschaft möchte Aktien aber auch im Rahmen innovativer Beteili-
gungsmodelle anbieten können, z.B. erst bei Erreichen besonderer 
Ziele, die den Ertrag des Unternehmens steigern können. 

Ein Plan für die Ausgabe von Mitarbeiteraktien ist bei der Gesellschaft 
bislang noch nicht ausgearbeitet.  

Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von die-
ser Ermächtigung Gebrauch macht, sobald sich Pläne zur Ausgabe 
von Belegschaftsaktien konkretisieren. Er wird das Bezugsrecht der 
Aktionäre nur dann ausschließen, wenn die Ausgabe von Beleg-
schaftsaktien im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 

c) die Aktien auch zur Bedienung von Umtauschrechten und Umtausch-
pflichten aus von der Gesellschaft zukünftig begebenen Wandel-
schuldverschreibungen verwendet werden können. 

Durch die vorgeschlagene Beschlussfassung wird keine neue Ermäch-
tigung zur Einräumung weiterer Wandelschuldverschreibungen ge-
schaffen. Sie dient lediglich dem Zweck, der Verwaltung die Möglich-
keit einzuräumen, Wandelschuldverschreibungen, die aufgrund ander-
weitiger Ermächtigungen ausgegeben wurden oder werden, mit eige-
nen Aktien anstelle der Inanspruchnahme bedingten Kapitals zu bedie-
nen, wenn dies im Einzelfall im Interesse der Gesellschaft liegt. 
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d) die Aktien zur Bedienung von Arbeitnehmeroptionsrechten von Mitglie-
dern der Geschäftsführungsorgane, von Führungskräften und von Mit-
arbeitern der Gesellschaft und der AdCapital-Gruppe verwendet wer-
den können. 

Durch die vorgeschlagene Beschlussfassung können Aktien als Ver-
gütungsbestandteil für Mitglieder der Geschäftsführungsorgane, für 
Führungskräfte und Mitarbeiter der Gesellschaft und der AdCapital-
Gruppe eingesetzt werden, die Beteiligung dieser Begünstigten am Ak-
tienkapital der Gesellschaft gefördert und damit die Identifikation der 
Begünstigten im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ge-
stärkt werden. 

e) der Vorstand eine Veräußerung der auf Grund der Ermächtigung der 
Hauptversammlung erworbenen eigenen Aktien auch in anderer 
Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre vornehmen kann, wenn 
die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der 
den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft an den 
dem Erwerb vorausgehenden fünf Börsenhandelstagen an der Frank-
furter Wertpapierbörse nicht wesentlich (d.h. um nicht mehr als 10 Pro-
zent) unterschreitet. 

Im Interesse der Gesellschaft soll damit insbesondere die Möglichkeit 
geschaffen werden, institutionellen oder anderen Investoren Aktien der 
Gesellschaft anzubieten und/oder den Aktionärskreis der Gesellschaft 
zu erweitern. Die Gesellschaft soll dadurch auch in die Lage versetzt 
werden, auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren 
zu können. Den Interessen der Aktionäre wird dadurch Rechnung ge-
tragen, dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, 
der den Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit der Festlegung eines 
Durchschnittskurses für den maßgeblichen Börsenpreis soll gewähr-
leistet werden, dass die Interessen der Aktionäre der Gesellschaft nicht 
durch zufällige Kursbildungen beeinträchtigt werden. 

Diese Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gegen eine Bar-
leistung beschränkt sich auf insgesamt höchstens 10 Prozent des im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens und des im Zeitpunkt der Ausübung 
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dieser Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals der Gesellschaft. Auf 
diese Begrenzung auf 10 Prozent des Grundkapitals sind diejenigen 
Aktien mit anzurechnen, 

• die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 
oder Optionsrecht möglicherweise zukünftig ausgegeben wer-
den, sofern die Schuldverschreibungen aufgrund einer zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung geltenden bzw. 
an deren Stelle tretenden Ermächtigung in entsprechender An-
wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben werden; 

• die aus genehmigtem Kapital aufgrund einer zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung geltenden bzw. an deren 
Stelle tretenden Ermächtigung gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 
werden. 

Durch die Anrechnungen wird sichergestellt, dass erworbene eigene 
Aktien nicht unter vereinfachtem Ausschluss des Bezugsrechts ent-
sprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, wenn dies 
dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als zehn vom Hundert 
des Grundkapitals Bezugsrechte der Aktionäre in unmittelbarer oder 
mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen 
werden. Diese Beschränkung liegt im Interesse der Aktionäre, die ihre 
Beteiligungsquote möglichst aufrechterhalten wollen. 

f) der Vorstand auf Grund der Ermächtigung der Hauptversammlung er-
worbene eigene Aktien auch ohne erneuten Beschluss der Hauptver-
sammlung einziehen kann. 

Die in der Ermächtigung neben der Verwendung der durch die Gesell-
schaft erworbenen eigenen Aktien vorgesehene Einziehung dieser ei-
genen Aktien ermöglicht es der Gesellschaft, ihr Eigenkapital den je-
weiligen Erfordernissen des Kapitalmarkts anzupassen.  

Der Vorstand kann bestimmen, dass die Einziehung zur Kapitalherab-
setzung führt oder das Grundkapital bei der Einziehung unverändert 
bleibt und sich stattdessen durch die Einziehung der Anteil der übrigen 



- 41 - 

Aktien am Grundkapital erhöht. Der Vorstand soll daher in diesem Fall 
auch ermächtigt werden, die erforderliche Änderung der Satzung hin-
sichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden Anzahl der 
Stückaktien vorzunehmen. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung soll für einen Zeitraum von fünf Jahren 
erteilt werden. Diese längerfristige Ermächtigung vermeidet einerseits eine 
alljährlich wiederkehrende Befassung der Hauptversammlung mit diesem 
Beschlussgegenstand, insbesondere wenn die Ermächtigung nicht oder nur 
in geringem Umfang ausgenutzt wurde, und räumt andererseits dem Vor-
stand erweiterte Flexibilität ein. Die Ermächtigung hält sich in den gesetzli-
chen Grenzen des § 71 Abs. 2 AktG und ist in diesen Grenzen auszuüben.  

Der Vorstand ist überzeugt, dass die Vermögens- wie auch die Stimmrechts-
interessen der Aktionäre der Gesellschaft bei der vorgeschlagenen Verwen-
dung eigener Aktien durch die Gesellschaft auch unter Ausschluss der Akti-
onäre vom Bezugs- bzw. Erwerbsrecht angemessen gewahrt werden.  

Der Vorstand wird auf den jeweils nachfolgenden Hauptversammlungen 
über eine etwaige Ausnutzung der erteilten Ermächtigung berichten.“ 

2. Bericht des Vorstands gemäß §§ 203 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2; 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG zu Tagesordnungspunkt 9 

Der Vorstand hat zu Punkt 9 der Tagesordnung gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. 
§ 186 Abs. 4 Satz 2 AktG der Hauptversammlung einen schriftlichen Bericht über die 
Gründe für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für das vorgeschla-
gene Genehmigte Kapital I erstattet. Der Bericht wird mit seinem wesentlichen Inhalt 
wie folgt bekannt gemacht: 

„Das Genehmigte Kapital I umfasst eine Ermächtigung des Vorstands, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats in bestimmten Fällen über den Ausschluss des Be-
zugsrechts zu entscheiden. Die erbetene Ermächtigung des Vorstands, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soll 



- 42 - 

die Gesellschaft in die Lage versetzen, auf sich im Markt ergebende Erforder-
nisse flexibel und zeitnah reagieren zu können. 

a) Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewäh-
rung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen und Beteiligungen, Forderungen oder sonstigen Vermögens-
gegenständen auszuschließen. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts soll dem Zweck dienen, den Erwerb von Unternehmen, Un-
ternehmensteilen und Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegen-
ständen (einschließlich Forderungen) gegen Gewährung von Aktien der 
Gesellschaft zu ermöglichen. Die Gesellschaft muss im globalen Wettbe-
werb in der Lage sein, schnell und flexibel Unternehmen, Unternehmens-
teile und Beteiligungen oder sonstige Vermögensgegenstände zur Ver-
besserung ihrer Wettbewerbsposition zu erwerben. Die im Interesse der 
Aktionäre und der Gesellschaft optimale Umsetzung dieser Möglichkeit 
besteht im Einzelfall darin, den Erwerb eines Unternehmens, eines Unter-
nehmensteils und einer Beteiligung oder eines sonstigen Vermögensge-
genstands über die Gewährung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft 
durchzuführen. Dies ist eine übliche Form der Akquisition(-sfinanzierung). 
Die Praxis zeigt, dass die Inhaber attraktiver Akquisitionsobjekte oder po-
tentielle strategische Partner als Gegenleistung für eine Veräußerung 
oder strategische Beteiligung häufig die Verschaffung von stimmberech-
tigten Aktien der Gesellschaft verlangen. Um auch solche Unternehmen, 
Unternehmensteile und Beteiligungen oder sonstige Vermögensgegen-
stände erwerben zu können, muss die Gesellschaft die Möglichkeit haben, 
eigene Aktien als Gegenleistung zu gewähren und ihr Grundkapital unter 
Umständen sehr kurzfristig gegen Sacheinlage unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre zu erhöhen. Außerdem wird es der Gesellschaft 
so ermöglicht, derartige Vermögensgegenstände zu erwerben, ohne da-
bei über Gebühr die eigene Liquidität in Anspruch nehmen zu müssen. Die 
vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss soll der Ge-
sellschaft die notwendige Flexibilität geben, um sich bietende Gelegenhei-
ten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligun-
gen oder sonstigen Vermögensgegenständen schnell und flexibel ausnut-
zen zu können. Zwar kommt es bei einem Bezugsrechtsausschluss zu ei-
ner Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen Stimm-
rechtsanteils der bereits vorhandenen Aktionäre. Bei Einräumung eines 
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Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von Unternehmen, Unternehmenstei-
len und Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen gegen 
Gewährung von Aktien nicht möglich und die damit für die Gesellschaft 
und die Aktionäre verbundenen Vorteile nicht erreichbar. Konkrete Er-
werbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden 
soll, bestehen zurzeit nicht. Wenn sich die Möglichkeit zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen konkretisiert, wird der Vorstand sorgfältig prü-
fen, ob er von dem Genehmigten Kapital I zum Zweck des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen gegen Ausgabe 
neuer Aktien Gebrauch machen soll. Er wird dies nur dann tun, wenn der 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft liegt. Nur wenn diese Voraussetzung gegeben ist, wird auch 
der Aufsichtsrat seine erforderliche Zustimmung erteilen.  

b) Das Bezugsrecht soll bei Ausnutzung des Genehmigten Kapitals I ausge-
schlossen werden können, wenn die Anforderungen für einen Bezugs-
rechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt sind. Diese Mög-
lichkeit des Bezugsrechtsausschlusses soll den Vorstand in die Lage ver-
setzen, mit Genehmigung des Aufsichtsrats kurzfristig günstige Börsensi-
tuationen auszunutzen und dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung 
einen möglichst hohen Ausgabebetrag und damit eine größtmögliche 
Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Eine derartige Kapitalerhöhung 
führt wegen der schnelleren Handlungsmöglichkeit erfahrungsgemäß zu 
einem höheren Mittelzufluss als eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit 
Bezugsrecht der Aktionäre und erspart Transaktionskosten. Sie liegt somit 
im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. Eine 
Wertverwässerung der Altaktionäre wird durch die Festlegung des Ausga-
bebetrags in Nähe des Börsenkurses vermieden. Zwar kann es bei einer 
Ausnutzung dieser Ermächtigung zu einer Verringerung der relativen Be-
teiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der bereits vorhan-
denen Aktionäre kommen, welche allerdings durch die 10%-Schwelle in 
der Höhe begrenzt ist. Aktionäre, die ihre relative Beteiligungsquote und 
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ihren relativen Stimmrechtsanteil halten möchten, haben die Möglichkeit, 
die hierfür erforderliche Aktienzahl über die Börse zu erwerben. 

Zum weiteren Schutz der Aktionäre vor Einflussverlust und Wertverwäs-
serung ist die Ermächtigung für einen Bezugsrechtsausschluss dadurch 
begrenzt, dass andere Kapitalmaßnahmen, die wie eine bezugsrechtslose 
Barkapitalerhöhung wirken, auf den Höchstbetrag von 10% des Grundka-
pitals angerechnet werden, bis zu dem eine Barkapitalerhöhung unter Be-
zugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgen kann. So 
sieht die Ermächtigung vor, dass neue oder zuvor erworbene eigene Ak-
tien, die während der Laufzeit der Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
geben oder veräußert werden, den Höchstbetrag ebenso reduzieren, wie 
eine zukünftige Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen gegen Bareinlagen, soweit das Bezugsrecht der Aktionäre ent-
sprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird. 

c) Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge bei dem Genehmig-
ten Kapital I ist erforderlich, um ein technisch durchführbares Bezugsver-
hältnis darstellen zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf an 
der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft ver-
wertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung 
auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und Aufsichtsrat halten den Aus-
schluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für sachlich gerechtfertigt 
und gegenüber den Aktionären für angemessen. 

Über die Einzelheiten der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals I 
wird der Vorstand in der Hauptversammlung berichten, die auf eine etwaige Aus-
gabe von Aktien der Gesellschaft aus dem Genehmigten Kapital I folgt. 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen ist die Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss in den vorstehend unter lit. a) bis c) genannten Fällen in den 
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umschriebenen Grenzen erforderlich und im Interesse der Gesellschaft gebo-
ten.“ 

3. Bericht des Vorstands gemäß §§ 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2; 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG zu Tagesordnungspunkt 10 

Der Vorstand hat zu Punkt 10 der Tagesordnung gemäß §§ 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2; 
186 Abs. 4 Satz 2 AktG der Hauptversammlung einen schriftlichen Bericht über die 
Gründe für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen des hier 
vorgeschlagenen neuen Genehmigten Kapitals II erstattet. Der Bericht wird mit seinem 
wesentlichen Inhalt wie folgt bekannt gemacht: 

„Grundsätzlich soll den Aktionären bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapi-
tals II ein Bezugsrecht eingeräumt werden. Um die Abwicklung zu erleichtern, 
kann dies auch in der Weise erfolgen, dass die neuen Aktien an ein Kreditinstitut 
mit der Verpflichtung ausgeben werden, den Aktionären die neuen Aktien ent-
sprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht, §§ 203 
Abs. 1 Satz 1, 186 Abs. 5 AktG). 

Die erbetene Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soll die Gesellschaft in die Lage 
versetzen, auf sich am Markt ergebende Erfordernisse in folgenden Fällen flexi-
bel und zeitnah reagieren zu können: 

Das Bezugsrecht soll für den Fall ausgeschlossen werden können,  

- um bis zu insgesamt 500.000 Aktien an Vorstandsmitglieder der Gesell-
schaft gegen Sacheinlage in Gestalt von Boni-, Tantieme- und vergleich-
baren Vergütungsansprüchen gegenüber der Gesellschaft auszugeben, 
Wegen der erforderlichen Zustimmung des Aufsichtsrats steht diesem be-
zogen auf die Zeichnung durch Vorstandsmitglieder das Letztentschei-
dungsrecht zu.  

- um bis zu insgesamt 900.000 Aktien an Führungskräfte der Gesell-
schaft und der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen 
(„AdCapital-Gruppe“) im In- und Ausland sowie an Mitglieder von Ge-
schäftsführungen von Unternehmen der AdCapital-Gruppe, die nicht 
Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft sind,  gegen Sacheinlage 
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in Gestalt von Boni-, Tantieme- und vergleichbaren Vergütungsan-
sprüchen gegenüber der Gesellschaft oder einem mit dieser verbun-
denen Unternehmen oder als Belegschaftsaktien gegen Bareinlage 
auszugeben, 

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss soll die Gesellschaft in die 
Lage versetzen, einen Belegschaftsaktienplan als ein langfristig angelegtes In-
strument zur Motivation und Bindung von Führungskräften der AdCapital Gruppe 
einzusetzen. Bei einem solchen Belegschaftsaktienplan werden Vorstand und 
Aufsichtsrat darauf achten, dass der Ausgabepreis in einem angemessenen 
Verhältnis zu dem von den Begünstigten zu erbringenden Eigeninvestment und 
der jeweiligen Gesamtvergütung steht. Zudem ist die mit einer Ausnutzung ein-
hergehende Anteilsveräußerung angesichts des begrenzten Volumens von ins-
gesamt 900.000 an Führungskräfte der AdCapital-Gruppe ausgebbaren Aktien 
verhältnismäßig gering. Im Gegensatz zu Aktienoptionen haben bei solchen Pro-
grammen die Begünstigten bereits bei Erwerb der Aktien ein gewisses Eigenin-
vestment zu leisten und werden Aktionäre der Gesellschaft; das ist für die Wahr-
nehmung der Incentivierung bei den Begünstigten von besonderer Bedeutung. 
Die Begünstigten sind mit ihrem Eigeninvestment den gleichen Kursschwankun-
gen und Risiken ausgesetzt, wie andere Aktionäre der Gesellschaft, während 
bei Aktienoptionen vor allem die Chance einer zukünftigen Kursentwicklung im 
Vordergrund steht. Ein solcher Belegschaftsaktienplan kann auch mit eigenen, 
am Markt zurück gekauften Aktien durchgeführt werden, was jedoch zu einer in 
der jeweiligen Situation möglicherweise nicht gewollten Belastung der Liquidität 
der Gesellschaft führen könnte und im Übrigen nur dann zulässig wäre, wenn im 
Erwerbszeitpunkt eine Rücklage in Höhe der Aufwendungen möglich wäre, ohne 
dabei das Grundkapital oder eine nach Gesetz oder Satzung zu bildende Rück-
lage zu mindern. Daher ist es nach Auffassung des Vorstands vorzugswürdig, 
zur Durchführung eines solchen Belegschaftsaktienplans ein entsprechendes 
genehmigtes Kapital zu schaffen. 

Die Ausgabe von bis zu 500.000 Aktien an Vorstandsmitglieder der Gesellschaft 
sowie von bis zu 900.000 Aktien an Führungskräfte der AdCapital-Gruppe gegen 
Sacheinlage in Gestalt von Boni-, Tantieme- und sonstigen Vergütungsansprü-
chen gegenüber der Gesellschaft oder verbundenen Unternehmen auszuschlie-
ßen. Damit soll die Möglichkeit eröffnet werden, dass den vorbezeichneten Per-
sonen insbesondere variable Vergütungsbestandteile nicht in bar ausgezahlt 
werden, sondern in neue Aktien an der Gesellschaft von den Mitarbeitern rein-
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vestiert wird. Auch insoweit werden Vorstand und dem das Letztentscheidungs-
recht obliegende Aufsichtsrat darauf achten, dass der Ausgabebetrag in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem von den Begünstigten zu erbringenden Ei-
geninvestment zu der jeweiligen Gesamtvergütung steht, und wird sich im Fall 
von Vorstandsmitgliedern allein am Börsenkurs orientieren. Eine derartige Um-
wandlung von Gehaltsansprüchen in neue Aktien der Gesellschaft ist auch aus 
Sicht der Gesellschaft vorteilhaft und rechtfertigt den Bezugsrechtsausschluss, 
da sie die Gesellschaft zum einen liquiditätssparend die Auszahlung der Vergü-
tung erspart, sowie die Mitarbeiter durch ihr Eigeninvestment unternehmerisch 
für die Gesellschaft incentiviert. Zudem ist die mit einer Ausnutzung einherge-
hende Anteilsveräußerung angesichts des begrenzten Volumens von insgesamt 
zwei Millionen Aktien verhältnismäßig gering. 

Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spit-
zenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der Ausschluss 
des Bezugsrechts für Spitzenbeträge bei Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
III ist erforderlich, um ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis und die 
erleichterte Abwicklung einer Bezugsrechtsemission gewährleisten zu können, 
wenn sich aufgrund des Emissionsvolumens oder zur Darstellung eines prakti-
kablen Bezugsverhältnisses Spitzenbeträge ergeben. Die als freie Spitzen vom 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch 
Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. Der hierbei möglicherweise entstehende Verwässerungseffekt ist auf-
grund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den 
Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten 
Gründen auch unter Berücksichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden 
Verwässerungseffektes für sachlich gerechtfertigt und für angemessen.“ 

4. Bericht des Vorstands gemäß §§ 221 Abs. 4; 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über den 
Ausschluss des Bezugsrechts bei Begebung von Options und/oder Wandel-
schuldverschreibungen zu Tagesordnungspunkt 12 

Der Vorstand hat gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG der Hauptver-
sammlung folgenden schriftlichen Bericht über die Gründe für die in Punkt 12 der Ta-
gesordnung vorgeschlagene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts und 
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zum vorgeschlagenen Ausgabebetrag erstattet. Der Bericht wird mit seinem wesentli-
chen Inhalt wie folgt bekannt gemacht: 

„Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen („Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag 
von bis zu EUR 9.000.000,00 sowie zur Schaffung des dazugehörigen bedingten 
Kapitals von bis zu EUR 6.000.000,00 soll die nachfolgend noch näher erläuter-
ten Möglichkeiten der Gesellschaft zur Finanzierung ihrer Aktivitäten erweitern 
und dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats insbesondere bei Eintritt 
günstiger Kapitalmarktbedingungen den Weg zu einer im Interesse der Gesell-
schaft liegenden flexiblen und zeitnahen Finanzierung eröffnen. Der Ausgabe-
betrag für die neuen Aktien muss mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Erset-
zungsbefugnis oder eine Wandlungspflicht vorgesehen ist, mindestens 80 % des 
zeitnah zur Ausgabe der Schuldverschreibungen, die mit Options- oder Wand-
lungsrechten oder –pflichten verbunden sind, ermittelten Börsenkurses entspre-
chen. Durch die Möglichkeit eines Zuschlags (der sich nach der Laufzeit der Op-
tions- bzw. Wandelanleihe erhöhen kann) wird die Voraussetzung dafür ge-
schaffen, dass die Bedingungen der Wandel- bzw. Optionsanleihen den jeweili-
gen Kapitalmarktverhältnissen im Zeitpunkt ihrer Ausgabe Rechnung tragen 
können. In den Fällen der Ersetzungsbefugnis und der Wandlungspflicht muss 
der Ausgabebetrag der neuen Aktien nach näherer Maßgabe der Anleihebedin-
gungen mindestens entweder den oben genannten Mindestpreis betragen oder 
dem durchschnittlichen Schlusskurs der Stückaktie der Gesellschaft an der 
Frankfurter Wertpapierbörse während der fünf Börsentage vor dem Tag der End-
fälligkeit oder dem anderen festgelegten Zeitpunkt entsprechen, auch wenn die-
ser Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten Mindestpreises (80 %) 
liegt. Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf die 
Schuldverschreibungen zu (§ 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 1 AktG). Um die Ab-
wicklung zu erleichtern, soll von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, die 
Schuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein Konsortium von Kreditinsti-
tuten mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionären die Schuldverschrei-
bungen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht 
i.S. von § 186 Abs. 5 AktG). Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbe-
träge ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung durch runde Be-
träge. Dies erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. Der Aus-
schluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von bereits ausgegebenen 
Wandlungsrechten und Optionsrechten hat den Vorteil, dass der Wandlungs- 
bzw. Optionspreis für die bereits ausgegebenen Wandlungs- bzw. Optionsrechte 
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nicht ermäßigt zu werden braucht und dadurch insgesamt ein höherer Mittelzu-
fluss ermöglicht wird. Beide Fälle des Bezugsrechtsausschlusses liegen daher 
im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.  

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre vollständig auszuschließen, wenn die Ausgabe der 
Schuldverschreibungen gegen Barzahlung zu einem Kurs erfolgt, der den Markt-
wert dieser Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch 
erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig 
und schnell zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen 
bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz, Options- bzw. Wand-
lungspreis und Ausgabepreis der Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen 
zu erreichen. Eine marktnahe Konditionenfestsetzung und reibungslose Platzie-
rung wäre bei Wahrung des Bezugsrechts nicht möglich. Zwar gestattet § 186 
Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit der Konditio-
nen der Schuldverschreibung) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Ange-
sichts der häufig zu beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten besteht 
aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, welches zu Sicherheitsab-
schlägen bei der Festlegung der Anleihekonditionen und so zu nicht marktnahen 
Konditionen führt. Auch ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der Unge-
wissheit über seine Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet 
bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich kann bei Einräu-
mung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist 
nicht kurzfristig auf günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren, son-
dern ist rückläufigen Aktienkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu 
einer für die Gesellschaft ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen können. 
Für diesen Fall eines vollständigen Ausschlusses des Bezugsrechts gilt gemäß 
§ 221 Abs. 4 S. 2 AktG die Bestimmung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG sinngemäß. 
Die dort geregelte Grenze für Bezugsrechtsausschlüsse von 10 % des Grund-
kapitals ist nach dem Beschlussinhalt einzuhalten.  

Das Volumen des Bedingten Kapitals II, das in diesem Fall höchstens zur Siche-
rung der Optionsrechte oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten zur Verfügung ge-
stellt werden soll, darf 10 % des bei Wirksamwerden der Ermächtigung zum Be-
zugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bestehenden Grundkapi-
tals nicht übersteigen. Durch eine entsprechende Vorgabe im Ermächtigungs-
beschluss ist ebenfalls sichergestellt, dass auch im Fall einer Kapitalherabset-
zung die 10 %-Grenze nicht überschritten wird, da nach der Ermächtigung zum 
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Bezugsrechtsausschluss ausdrücklich 10 % des Grundkapitals nicht überschrit-
ten werden darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls 
dieser Wert geringer wird – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Er-
mächtigung. Dabei werden eigene Aktien, die unter entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, sowie diejenigen Aktien, die 
aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, wenn die Veräußerung bzw. Ausgabe 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
bezugsrechtsfreien Ausgabe der Schuldverschreibungen mit Options- und/oder 
Wandlungsrechten oder -pflichten erfolgt, angerechnet und vermindern damit 
diesen Betrag entsprechend.  

Aus § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ergibt sich ferner, dass der Ausgabepreis den Bör-
senpreis nicht wesentlich unterschreiten darf. Hierdurch soll sichergestellt wer-
den, dass eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Wertes der Ak-
tien nicht eintritt. Ob ein solcher Verwässerungseffekt bei der bezugsrechtsfreien 
Ausgabe von Wandel- bzw. Optionsanleihen eintritt, kann ermittelt werden, in-
dem der hypothetische Börsenpreis der Wandel- bzw. Optionsanleihen nach an-
erkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden errechnet und mit 
dem Ausgabepreis verglichen wird. Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung dieser 
Ausgabepreis nur unwesentlich unter dem hypothetischen Börsenpreis zum 
Zeitpunkt der Begebung der Wandel- oder Optionsanleihen, ist nach dem Sinn 
und Zweck der Regelung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ein Bezugsrechtsaus-
schluss wegen des nur unwesentlichen Abschlags zulässig. Der Beschluss sieht 
deshalb vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihen 
nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangen muss, dass der vor-
gesehene Ausgabepreis zu keiner nennenswerten Verwässerung des Wertes 
der Aktien führt. Damit würde der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts 
auf beinahe Null sinken, so dass den Aktionären durch den Bezugsrechtsaus-
schluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. All dies 
stellt sicher, dass eine nennenswerte Verwässerung des Wertes der Aktien 
durch den Bezugsrechtsausschluss nicht eintritt. Außerdem haben die Aktionäre 
die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft auch nach Aus-
übung von Wandlungs- oder Optionsrechten jederzeit durch Zukäufe von Aktien 
über die Börse aufrecht zu erhalten. Demgegenüber ermöglicht die Ermächti-
gung zum Bezugsrechtsausschluss der Gesellschaft marktnahe Konditionen-
festsetzung, größtmögliche Sicherheit hinsichtlich der Platzierbarkeit bei Dritten 
und die kurzfristige Ausnutzung günstiger Marktsituationen.“  
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III. Weitere Angaben zur Hauptversammlung 

1. Virtuelle Hauptversammlung 

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, die Hauptversamm-
lung gemäß § 118a AktG i.V.m. § 26n Abs. 1 EGAktG als virtuelle Hauptversammlung 
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten abzuhalten. Eine 
physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversamm-
lung ist daher ausgeschlossen. 

Wir bitten die Aktionäre deshalb um besondere Beachtung der nachstehenden Hinweise 
zur Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung sowie zur Ausübung des Stimm-
rechts und von weiteren Aktionärsrechten: 

● Für Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die sich ordnungsgemäß zur Hauptver-
sammlung angemeldet und legitimiert haben, wird die gesamte Hauptversamm-
lung, einschließlich einer etwaigen Fragenbeantwortung und der Abstimmungen, 
live mit Bild und Ton im Internet über die Internetseite der Gesellschaft unter der 
Adresse  

https://www.adcapital.de/hauptversammlung 

im passwortgeschützten InvestorPortal übertragen (siehe „3. Bild- und Tonüber-
tragung der Hauptversammlung“). 

● Voraussetzung für den Zugang zur Übertragung der Hauptversammlung im Inter-
net und die Ausübung der versammlungsbezogenen Rechte der Aktionäre ist die 
ordnungsgemäße Anmeldung zur Hauptversammlung und der Nachweis der Be-
rechtigung. Nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Nachweis der Berechtigung 
werden den Aktionären mit der Anmeldebestätigung (entsprechend einer Eintritts-
karte) individuelle Zugangsdaten zur Nutzung des passwortgeschützten Investor-
Portals der Gesellschaft übersandt (siehe „2. Voraussetzungen für die Teil-
nahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung des Stimm-
rechts“). 

● Das Stimmrecht können alle ordnungsgemäß angemeldeten und legitimierten Ak-
tionäre oder ihre Bevollmächtigten im Wege der elektronischer Kommunikation 
(Briefwahl) oder durch Vollmachtserteilung an den von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter ausüben (siehe „4. Ausübung des Stimmrechts“). 

● Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das 
Recht, Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung in Textform oder 
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im Videoformat im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen. Einge-
reichte Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung werden, soweit 
nicht ausnahmsweise von einer Zugänglichmachung abgesehen werden darf, bis 
spätestens vier Tage vor der Hauptversammlung in dem passwortgeschützten In-
vestorPortal auf der Internetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht (siehe 
„5. Einreichung von Stellungnahmen“). 

● Zu den Möglichkeiten, Anträge zu stellen und Wahlvorschläge zu unterbreiten 
siehe „6. Anträge und Wahlvorschläge“, zum Rede- und Auskunftsrecht in der 
Hauptversammlung siehe „7. Rederecht“ und „8. Auskunftsrecht“. 

● Die frist- und formgerecht angemeldeten und zu der Versammlung zugeschalteten 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten können im passwortgeschützten InvestorPo-
rtal während der Dauer der Hauptversammlung Widerspruch gegen Beschlüsse 
der Hauptversammlung zu Protokoll des Notars einlegen (siehe „9. Möglichkeit 
des Widerspruchs gegen Beschlüsse der Hauptversammlung“). 

2. Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und 
die Ausübung des Stimmrechts 

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
sind gemäß § 14 der Satzung nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig 
anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. Für den Nachweis des Anteilsbesitzes 
reicht ein in deutscher oder englischer Sprache erstellter Nachweis gemäß § 67c Abs. 3 
AktG oder eine andere in Textform (§126b BGB) und in deutscher oder englischer Spra-
che erstellte Bescheinigung des Letztintermediärs über den Anteilsbesitz aus. Der Nach-
weis hat sich auf den Beginn des 25. April 2023, 00:00 Uhr (MESZ), zu beziehen. 

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft unter 
der nachstehenden Adresse bis zum Ablauf des 9. Mai 2023, 24:00 Uhr (MESZ) zuge-
hen: 

AdCapital AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei der Gesell-
schaft unter der oben genannten Adresse werden den Aktionären Anmeldebestätigun-
gen mit den Zugangsdaten für die Nutzung des passwortgeschützten InvestorPortals für 
die virtuelle Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Anmeldebe-
stätigung sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und die 
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Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft unter der oben 
genannten Adresse Sorge zu tragen. 

3. Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung 

Die Aktionäre, die die Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptver-
sammlung und die Ausübung des Stimmrechts erfüllt haben, können die Hauptversamm-
lung am Dienstag, den 16. Mai 2023, um 10:00 Uhr (MESZ) live im Internet über die 
Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse 

https://www.adcapital.de/hauptversammlung  

im passwortgeschützten InvestorPortal nach Eingabe ihrer Zugangsdaten verfolgen. Die 
Zugangsdaten zu diesem passwortgeschützten InvestorPortal erhalten angemeldete Ak-
tionäre mit ihrer Anmeldebestätigung zur virtuellen Hauptversammlung.  

Die Nutzung des passwortgeschützten InvestorPortals durch einen Bevollmächtigten 
setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält. 

Bei Nutzung des passwortgeschützten InvestorPortals während der Dauer der virtuellen 
Hauptversammlung am 16. Mai 2023 sind die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten 
elektronisch zur virtuellen Hauptversammlung zugeschaltet. 

4. Ausübung des Stimmrechts  

Die Stimmrechtsausübung durch die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten erfolgt aus-
schließlich im Wege der Briefwahl (elektronisch oder in Textform) oder durch Vollmachts- 
und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. In 
beiden Fällen ist frist- und formgemäße Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes 
wie oben unter 2. beschrieben erforderlich. 

a. Stimmabgabe durch Briefwahl  

Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten können die Stimmabgabe mittels Briefwahl vorneh-
men, die wahlweise elektronisch über das InvestorPortal oder in Textform per Post oder 
E-Mail abgegeben, geändert oder widerrufen werden kann. 

Die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl kann unter Nutzung des passwortge-
schützten InvestorPortals unter der Adresse 

https://www.adcapital.de/hauptversammlung  
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nach Eingabe der Zugangsdaten gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren erfolgen. 
Auf diesem Weg können Briefwahlstimmen bis zum Zeitpunkt der Schließung der Ab-
stimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am 16. 
Mai 2023 abgegeben, geändert und widerrufen werden. 

Briefwahlstimmen können der Gesellschaft auch in Textform unter nachfolgender Ad-
resse oder E-Mail-Adresse übersandt werden: 

AdCapital AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

Auf diese Weise abgegebene Briefwahlstimmen müssen der Gesellschaft bis spätestens 
zum Montag, den 15. Mai 2023, 18:00 Uhr (MESZ) zugegangen sein. Bis zu diesem 
Zeitpunkt können sie auch auf diese Weise geändert oder widerrufen werden. Briefwahl-
stimmen können aber auch noch danach und auch noch am Tag der Hauptversammlung 
bis zum Schluss der Abstimmung unter Nutzung des passwortgeschützten InvestorPor-
tals abgegeben, geändert und widerrufen werden. 

Aus abwicklungstechnischen Gründen wird darum gebeten, für die Briefwahl in Textform 
das dafür von der Gesellschaft bereitgestellte Formular zu nutzen. Das Formular wird 
den Aktionären, die sich form- und fristgerecht zur virtuellen Hauptversammlung anmel-
den, mit der Anmeldebestätigung zugesandt.  

b. Vollmachtserteilung an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Wir bieten unseren Aktionären wieder an, einen von der Gesellschaft benannten wei-
sungsgebundenen Stimmrechtsvertreter mit der Ausübung ihres Stimmrechts zu bevoll-
mächtigen. Dabei bitten wir zu beachten, dass der von der Gesellschaft benannte Stimm-
rechtsvertreter das Stimmrecht nur zu denjenigen Punkten der Tagesordnung ausüben 
kann, zu denen die Aktionäre Weisung erteilen. Auch im Fall einer Bevollmächtigung des 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters sind eine fristgerechte Anmel-
dung des Aktionärs und ein fristgerechter Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich. 

Die Erteilung von Vollmachten nebst Weisungen an den von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter sowie der Widerruf oder die Änderung dieser Vollmachten nebst 
Weisungen bedürfen der Textform. 

Die Erteilung von Vollmachten nebst Weisungen an den von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter kann unter Nutzung des passwortgeschützten InvestorPortals un-
ter der Adresse 
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https://www.adcapital.de/hauptversammlung 

nach Eingabe der Zugangsdaten gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren erfolgen. 
Auf diesem Weg können Vollmachten und Weisungen noch am Tag der Hauptversamm-
lung bis zum Schluss der Abstimmung abgegeben, geändert und widerrufen werden. 

Vollmachten nebst Weisungen an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver-
treter können der Gesellschaft auch unter nachfolgender Adresse oder E-Mail-Adresse 
übersandt werden: 

AdCapital AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

Auf diese Weise erteilte Vollmachten nebst Weisungen an den von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter müssen der Gesellschaft bis spätestens Montag, den 
15. Mai 2023, 18:00 Uhr (MESZ) zugegangen sein. Bis zu diesem Zeitpunkt können sie 
auch auf diese Weise geändert oder widerrufen werden. Ferner können Vollmachten 
und Weisungen an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter unter Nut-
zung des passwortgeschützten InvestorPortals auch noch am Tag der Hauptversamm-
lung bis zum Schluss der Abstimmung erteilt, geändert und widerrufen werden. 

Für die Vollmachts- und Weisungserteilung kann das von der Gesellschaft zur Verfügung 
gestellte Vollmachts- und Weisungsformular verwendet werden. Das Vollmachts- und 
Weisungsformular befindet sich auf der Anmeldebestätigung, die den Aktionären nach 
Eingang der Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes übersandt werden. 

Der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter wird keine Aufträge zu Wort-
meldungen, zur Einlegung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse 
oder zum Stellen von Fragen oder von Anträgen entgegennehmen. 

c. Vollmachtserteilung an Dritte 

Die Aktionäre, die die Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptver-
sammlung und die Ausübung des Stimmrechts erfüllt haben, können ihr Stimmrecht in 
der virtuellen Hauptversammlung auch unter entsprechender Vollmachtserteilung durch 
einen Bevollmächtigten, zum Beispiel durch die depotführende Bank, eine Aktionärsver-
einigung oder eine andere Person ihrer Wahl, ausüben lassen. Auch im Fall einer Be-
vollmächtigung sind eine fristgerechte Anmeldung des Aktionärs und ein fristgerechter 
Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich.  
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Auch Bevollmächtigte können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie 
können das Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Aktionäre nur im Rahmen ihrer 
jeweiligen Vollmacht im Wege der Briefwahl wie oben ausgeführt oder durch (Unter-) 
Bevollmächtigung des weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft 
ausüben. Die Nutzung des passwortgeschützten InvestorPortals durch den Bevollmäch-
tigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten, die 
dem Aktionär nach ordnungsgemäßer Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung und 
ordnungsgemäßem Nachweis des Anteilbesitzes zugesendet werden, vom Vollmacht-
geber erhält. 

Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, kann die Gesellschaft eine oder meh-
rere von diesen zurückweisen. 

Die Erklärung der Erteilung der Vollmacht kann gegenüber dem Bevollmächtigten oder 
gegenüber der Gesellschaft erfolgen.  

Die Erteilung der Vollmacht, ihre Änderung, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. Ausnahmen können für 
die Erteilung von Vollmachten an Intermediäre (also z. B. Kreditinstitute) und – soweit 
sie diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellt sind – Aktionärsvereinigungen, 
Stimmrechtsberater und Personen, die sich geschäftsmäßig gegenüber Aktionären zur 
Ausübung des Stimmrechts in der Hauptversammlung erbieten, und deren Widerruf so-
wie die entsprechenden Nachweise gegenüber der Gesellschaft bestehen; hinsichtlich 
der insoweit einzuhaltenden Form bitten wir unsere Aktionäre, sich mit den Genannten 
abzustimmen. 

Die Erteilung von Bevollmächtigungen kann unter Nutzung des passwortgeschützten In-
vestorPortals unter der Adresse 

https://www.adcapital.de/hauptversammlung  

nach Eingabe der Zugangsdaten gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren erfolgen. 
Auf diesem Weg können Vollmachten noch am Tag der Hauptversammlung bis zum 
Ende Hauptversammlung erteilt, geändert und widerrufen werden. 

Bevollmächtigungen und Nachweise von Vollmachten können der Gesellschaft auch un-
ter nachfolgender Adresse oder E-Mail-Adresse übersandt werden:  

AdCapital AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 
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Auf diese Weise übersandte Bevollmächtigungen und Nachweise von Vollmachten müs-
sen der Gesellschaft bis spätestens Montag, den 15. Mai 2023, 18:00 Uhr (MESZ) zu-
gegangen sein. Bis zu diesem Zeitpunkt können sie auch auf diese Weise geändert oder 
widerrufen werden. Vollmachten können aber auch noch danach und auch noch am Tag 
der Hauptversammlung bis zum Ende der Hauptversammlung unter Nutzung des pass-
wortgeschützten InvestorPortals erteilt, geändert und widerrufen werden.  

Für die Erteilung und den Nachweis einer Vollmacht kann das von der Gesellschaft zur 
Verfügung gestellte Vollmachtsformular verwendet werden. Das Vollmachtsformular be-
findet sich auf der Anmeldebestätigung, die den Aktionären nach Eingang der Anmel-
dung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes übersandt werden. Die Nutzung dieses 
Formulars ist nicht zwingend. Es obliegt den Aktionären, ihrem Bevollmächtigten ihre 
Zugangsdaten zum InvestorPortal mitzuteilen, damit dieser die Hauptversammlung ver-
folgen und insbesondere das Stimmrecht ausüben kann.  

d. Weitere Informationen zur Stimmrechtsausübung  

Sollten Stimmrechte durch Briefwahl fristgemäß auf mehreren Wegen (per Brief, per E-
Mail, elektronisch über das InvestorPortal oder über einen Intermediär gemäß § 67c Ab-
satz 1 und Absatz 2 Satz 3 AktG in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 1 und 3 und Artikel 9 
Absatz 4 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212) ausgeübt bzw. Vollmachten 
und ggf. Weisungen fristgemäß auf mehreren Wegen erteilt werden, werden diese un-
abhängig vom Zeitpunkt des Zugangs in folgender Reihenfolge berücksichtigt: 1. elekt-
ronisch über das InvestorPortal, 2. über einen Intermediär gemäß § 67c Absatz 1 und 
Absatz 2 Satz 3 AktG in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 1 und 3 und Artikel 9 Absatz 4 
der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212, 3. per E-Mail und 4. per Brief.  

Gehen auf demselben Übermittlungsweg fristgemäß mehrere Briefwahlstimmen bzw. 
Vollmachten und Weisungen zu, ist die zeitlich zuletzt zugegangene Erklärung verbind-
lich.  

Sollten auf dem gleichen Weg Erklärungen mit mehr als einer Form der Stimmrechtsau-
übung eingehen, gilt: Briefwahlstimmen haben Vorrang gegenüber der Erteilung von 
Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und letztere 
haben Vorrang gegenüber der Erteilung von Vollmachten und Weisungen an Dritte, ins-
besondere einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater ge-
mäß § 134a AktG sowie einer diesen gemäß § 135 Absatz 8 AktG gleichgestellten Per-
son. 
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5. Einreichung von Stellungnahmen 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, 
nach § 130a Absatz 1 bis 4 AktG Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesord-
nung in Textform im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen. Dafür steht 
ihnen die E-Mail Adresse  

stellungnahme2023@adcapital.de 

zur Verfügung.  

Stellungnahmen sind in Textform gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren als Datei 
im Dateiformat PDF einzureichen. Wir bitten darum, bei Stellungnahmen in Textform ei-
nen Umfang von 10.000 Zeichen nicht zu überschreiten. Mit dem Einreichen erklärt sich 
der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellungnahme 
unter Nennung seines Namens im InvestorPortal zugänglich gemacht wird. 

Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also spätes-
tens am 10. Mai 2023, 24.00 Uhr MESZ, einzureichen. Eingereichte Stellungnahmen zu 
den Gegenständen der Tagesordnung werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer 
Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis spä-
testens vier Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens am 11. Mai 2023, 
24.00 Uhr MESZ, in dem nur für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren 
Bevollmächtigte mit den entsprechenden Zugangsdaten zugänglichen passwortge-
schützten InvestorPortal unter 

https://www.adcapital.de/hauptversammlung  

zugänglich gemacht. 

Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der Haupt-
versammlung im Rahmen der in Textform eingereichten Stellungnahmen werden in der 
Hauptversammlung nicht berücksichtigt; das Stellen von Anträgen bzw. Unterbreiten von 
Wahlvorschlägen, die Ausübung des Auskunftsrechts sowie die Einlegung von Wider-
sprüchen gegen Beschlüsse der Hauptversammlung ist ausschließlich auf den in dieser 
Einladung jeweils gesondert beschriebenen Wegen möglich. 

6. Anträge und Wahlvorschläge 

Anträge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten gegen einen Vorschlag der Verwal-
tung zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG sowie Wahl-
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vorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten zur Wahl von Aufsichtsratsmit-
gliedern oder von Abschlussprüfern gemäß § 127 AktG sind ausschließlich zu richten 
an: 

AdCapital AG 
"Hauptversammlung 2023"  
Im Ermlisgrund 11 
76337 Waldbronn  
E-Mail: hv@adcapital.de 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten, die bis 
zum 1. Mai 2023, 24:00 Uhr MESZ, unter dieser Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-
Adresse eingegangen sind und die weiteren Voraussetzungen der §§ 126, 127 AktG 
erfüllen, und eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden den anderen Aktionä-
ren auf der Website der Gesellschaft unter  

https://www.adcapital.de/hauptversammlung  

zugänglich gemacht. Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. 

Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten, die gemäß 
§ 126 oder § 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der Zugäng-
lichmachung gestellt. Die Gesellschaft ermöglicht, dass das Stimmrecht zu diesen An-
trägen oder Wahlvorschlägen ab diesem Zeitpunkt über das passwortgeschützte In-
vestorPortal ausgeübt werden kann. Sofern der den Antrag stellende oder den Wahlvor-
schlag unterbreitende Aktionär nicht ordnungsgemäß legitimiert oder nicht frist- und 
formgerecht zur Hauptversammlung angemeldet ist, muss der Antrag bzw. Wahlvor-
schlag in der Versammlung nicht behandelt werden. 

Das Recht des Versammlungsleiters, im Rahmen der Abstimmung zuerst über die Vor-
schläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt hiervon unberührt. Sollten die Vor-
schläge der Verwaltung mit der notwendigen Mehrheit angenommen werden, haben sich 
insoweit die Gegenanträge oder (abweichende) Wahlvorschläge erledigt. 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, 
haben darüber hinaus das Recht, in der Versammlung im Wege der Videokommunika-
tion Anträge und Wahlvorschläge im Rahmen ihres Rederechts zu stellen (dazu nach-
stehend unter „7. Rederecht“). 

mailto:hv@adcapital.de
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7. Rederecht 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zur Hauptversammlung zuge-
schaltet sind, haben ein Rederecht in der Versammlung im Wege der Videokommunika-
tion. Ab Beginn der Hauptversammlung wird über das passwortgeschützte InvestorPor-
tal unter 

https://www.adcapital.de/hauptversammlung  

ein virtueller Wortmeldetisch geführt, über den die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten 
ihren Redebeitrag anmelden können. Das Rederecht umfasst insbesondere auch das 
Recht, Anträge und Wahlvorschläge nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG zu stellen 
(vgl. dazu bereits oben unter „6. Anträge und Wahlvorschläge“), sowie das Auskunfts-
verlangen nach § 131 Abs. 1 AktG (vgl. dazu unten „8. Auskunftsrecht“). 

Gemäß § 16 Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft kann der Versammlungsleiter das 
Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen beschränken. Er ist insbeson-
dere berechtigt, bereits zu Beginn oder während der Hauptversammlung den zeitlich 
angemessenen Rahmen für den Verlauf der Hauptversammlung, für die Aussprache zu 
den einzelnen Tagesordnungspunkten oder für den einzelnen Frage- und Redebeitrag 
zu setzen. 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten benötigen für die Ausübung des Rederechts ein 
internetfähiges Endgerät (PC, Laptop, Tablet oder Smartphone), welches über eine Ka-
mera und ein Mikrofon verfügt, auf die jeweils vom Browser aus zugegriffen werden 
kann. 

Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwi-
schen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und Gesellschaft in der Versammlung und vor 
dem Redebeitrag zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, sofern die Funktionsfähig-
keit nicht sichergestellt ist. 

8. Auskunftsrecht 

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung 
vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die 
Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforder-
lich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des Vor-
stands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Ge-
sellschaft zu den mit ihr verbundenen Unternehmen. Des Weiteren betrifft die Auskunfts-
pflicht auch die Lage des AdCapital-Konzerns und der in den AdCapital-Konzernab-
schluss einbezogenen Unternehmen. 
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Es ist vorgesehen, dass der Leiter der Hauptversammlung gemäß § 131 Abs. 1f AktG 
festlegen wird, dass das vorgenannte Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG in der 
Hauptversammlung ausschließlich im Wege der Videokommunikation, also im Rahmen 
der Ausübung des Rederechts ausgeübt werden darf. 

§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner 
Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben wor-
den ist, diese Auskunft jedem anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf des-
sen Verlangen in der Hauptversammlung zu geben ist, auch wenn sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. 

Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. 
ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zur Hauptversammlung zugeschaltet sind, ein 
eventuelles Verlangen nach § 131 Abs. 4 Satz 1 AktG im Wege der elektronischen Kom-
munikation über das passwortgeschützte InvestorPortal unter 

https://www.adcapital.de/hauptversammlung  

gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren mit den entsprechenden Zugangsdaten in 
der Hauptversammlung übermitteln können. 

9. Möglichkeit des Widerspruchs gegen Beschlüsse der Hauptversammlung  

Die frist- und formgerecht angemeldeten und zu der Versammlung zugeschalteten Akti-
onäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, gegen einen Beschluss der Haupt-
versammlung über das passwortgeschützte InvestorPortal unter der Adresse 

https://www.adcapital.de/hauptversammlung  

gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren mit den entsprechenden Zugangsdaten 
während der Hauptversammlung, d.h. von der Eröffnung der Hauptversammlung an bis 
zu ihrer Schließung, Widerspruch zu Protokoll des Notars einzulegen. 

10. Information zum Datenschutz 

Die Gesellschaft erhebt und verarbeitet im Zusammenhang mit der Hauptversammlung 
personenbezogene Daten von Aktionären, Aktionärsvertretern und Gästen. Einzelheiten 
hierzu können auf der Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse  

https://www.adcapital.de/hauptversammlung  

abgerufen werden. Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen, werden gebeten, die-
sen über die Information zum Datenschutz zu informieren. 
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Waldbronn, im März 2023 

AdCapital AG 
Der Vorstand 
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